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Tagblatt
des

Große« Rathes des Kantons Bern.

Außerordentliche Sitzung. 18S0.

Kreisfchreiben
an

sämmtliche Mitglieder des Großen Rathes.

Herr Gcoßrath!

Sie werden bei Eiden eingeladen, wegen den vorkommen,
den Ruhestörungen und dahertgem Truppenaufgebot künftigen
Donnerstag den 16. dieß, Vormittags um 10 Uhr, sich zur
Sitzung des Großen RatheS im gewohnten Lokale einzü-
finden.

Mit Hochschätzung!

Bern, den 11. Mai 1850.

Der GroßrathSpräfident,

Niggeler

Außerordentliche Sitzung
d e s

Großen Rathes.

Donnerstag den 16. Mai 1850.

Morgens um 10 Uhr.

Präsident: Herr Niggeler.

Beim Namensaufruf find abwesend mit Entschuldigung:
die Herren Dählev zu Oppligen, Dähler zu Steffisburg, Eg-
gimann Amtsrichter zu Sumiswald, Garnier, Geiser Oberst,
Girardin, Moreau, Rebmann, Schmid, Schneeberger; abwe-
wesend ohne Entschuldigung: die Herren Carrel, Fleury Arzt,
Fleury PostHalter, Froidevaur, Gouvernon, Greppin, Gri-
maitre, Helg, Jndermühle, v. Känel RechtSagent, Marschand,

Tagblatt des Großen RatkeS. »830.

Müller zu Nidau, Prüdon, Reichenbach, Ritschard zu Ober-
Höfen, Ballst, Vielle und Zahler.

Herr Präsident eröffnet die Sitzung mit folgenden
Worten. Beim Schluß der letzten Session dachte noch Nie-
mand daran, daß wir unS vor der Konstituirung der neuen
Behörden noch einmal werden versammeln müssen. Inzwischen
eingetretene Ereignisse haben indessen die gegenwärtige Zusam.
menberufung nothwendig gemacht. Wie Ihnen nämlich allen
bekannt ist, haben die letzten Wahlbewegungen im ganzen
Volke eine ziemliche Unruhe hervorgerufen; namentlich wurde
die Bewegung ziemlich stark und allgemein in der Hauptstadt,
und die Regierung harte auS diesem Grunde bereits während
der Wahlen die geeigneten Anordnungen getroffen, um mög-
lichen Ruhestörungen vorzubeugen. Man erwartete, daß, so-
bald die Wahlen beseitigt seien, auch die allgemeine Bewegung
abnehmen und fernere Störungen nicht wehr vorkommen wer-
den. Sobald daher das Wahlresultat bekannt war, hob auch
die Regierung die angeordneten Sicherheitsmaßregeln wieder
auf und entließ namentlich daß damals einberufene Militär.
Allein kaum waren die Truppen entlassen, so gaben sich

namentlich an den beiden Abenden vom 9. und 10. Mai sehr
bedeutende und bedauerliche Ruhestörungen kund. SS bildeten
sich nämlich in der ganzen Stadt Zusammenrottungen und
Bürger, welche ruhig ihres WegeS giengen, wurden beschimpft
und mißhandelt ; ja eS fanden sogar Angriffe auf Häuser stall.
WaS aber dem Ganzen «inen besonders bedrohlichen Charakter
gab, war der Umstand, daß man sah, daß diese Unruhen nicht
etwa zufällig entstunden, sondern daß fie unter einer gehörige«
Oberleitung waren, daß namentlich die einzelnen Haufen untev
sich in Verbindung stunden und organifirt waren. Um den
Zusammenrottungen ein Ende zu machen, wandte sich die
Regierung zuerst an die OrtSpolizei, und erklärte fie
verantwortlich für alle allfällige fernere Störungen der öffentlichen Ruhe
und Ordnung. Die OrtSpolizei antwortete indessen, fie sei mit
den ihr zu Gebote stehenden Kräften unter den gegenwärtigen
Verhältnissen nicht im Stande, für Ruhe und Ordnung zu sorgen,
und sie lehne deßhalb die dieSfallstge Verantwortlichkeit von sich

ab. Auf diese Erklärung hin glaubte die Regierung, eS sei in
ihrer Stellung, die nothwendigen Maßregeln zu treffen, um
die öffentliche Ordnung «öthigenfallS mit Gewalt aufrecht zu
erhalten, und fie rief deßhalb noch einige Truppen «tu. Gleichzeitig

erließ auch der Sinwohnergemeinderath eine beruhigende
Proklamation an da? Volk, und seither find fernere Ruhestö-

rungen unterblieben. Nach Mitgabe deS z. 40 der Verfassung
hat zwar die Regierung allerdings die Befugniß, in Fällen von
dringender plötzlicher Gefahr vorläufige militärische Maßregeln
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dieser Art t« treffen, allein sie ist durch den nämlichen
Paragraphen auch verpflichter, den Großen Rath sogleich davon in
Kenntniß zu setzen und seine nachträgliche Genehmigung ein-

zuholen. SS ist auch nicht zu übersehen, daß in Zukunft ähnliche

Auftritt« fich wiederholen können, denn die gleichen Leute,

welche bisher die Unruhen gemacht, find noch immer da, und
die Disposition wird auch die gleiche bleiben. SS ist daher
nothwendig, daß der RegierungSralh auch für die Zukunft die

nothwendige Vollmacht habe, damit er unter allen Umständen
daS Ansehen d«S Staates aufrecht erhalten könne DieseS wird
um so nothwendiger sein, da Bern als BundeSstadt gegenüber
der Eidgenossenschaft ganz besondere Verpflichtungen hat und
mit dem guten Beispiel vorangehen soll. Um die Genehmigung

der getroffenen Maßregeln und diese Vollmacht einzuholen

ist der Große Rath auf den heurigen Tag zusam-
menberufen worden. Sie, meine Herren, werden dasjenige
anordnen und beschließen, waS Sie aiS dem Wohl und Nutzen
deS Landes ersprießlich erachten. Ich erklär» die Sitzung deS

Großen Rothe» als eröffnet.

Angezeigt und verlesen wird

ä) Eine Borstellung mehrerer Bürger von Bern, dahin
gehend, «S möchten die vom RegierungSralh infolg« der
letzten Unruhen getroffenen Maßnahmen genehmigt werden.

2) Sine fernere Bittschrift von 38 Einwohnern der Stadt
Bern, dahin gehend, «S möchte der Sinwohnergemeinte
von Bern die Handhabung der Ortspolizei entzogen und
ye zu Vergütung der dem Staate dadurch auffallenden
Kosten angehalten werden.

Herr Präsident. Dies« beiden Vorstellungen beziehen
sich eigentlich auf den Gegenstand, welcher hier in Frag« steht,
und ich glaub« daher, «ine besondere Ueberweisung an den

RegierungSralh sei nicht nothwendig. Wenn Niemand etwa»
dagegen hat, so wird man dieselben schon heute behandeln.

Kurz. Gehorsamer Diener! Ich verlange, daß diese

beiden Bittschriften dem Regierungsrath noch dem ordentlichen
Geschäftsgang überwiesen werden. Diese Behörde soll dieselben

vorberathen, und wir können sie nicht schon heute hier
behandeln.

Herr Präsident. Dies ist allerdings der ordentliche
Weg, und bloß auf den Fall, daß Niemand etwas dagegen
eingewendet hätte, wollte ich dieselben schon heute behandeln.

Durch daS Handmehr dem Regierungsrath überwiesen,

Angezeigt wird ferner eine Borstellung der Gemeinde
Rohrbach, enthaltend ein Gesuch um Kassation der dortigen
Wahlen.

Herr Präsident. Da diese Bittschrift erst diesen
Augenblick eingelangt ist, so wird sie dem RegieruogSrath zur
Begutachtung zu überweisen und nach ihrem Inhalt vom neuen
Großen Rathe zu behandeln sein.

Durch das Handmehr dem Regierungsrath überwiesen,

V. Tavel. Ich nehme die Freiheit, bezüglich der zwei
Vorstellungen, die von Seite hiesiger Bürger eingelangt sind,
die Erwartung auszusprechen, daß auch der Einwohnergemeinderath

über diese Sache einvernommen werde, um sich verantworten

zu können.

Tagesordnung.
vor trag deS RezierungSrathes, betreffend die eußeror»

deutlich«» Maßregeln zur Aufrichthaltung der ges-tzlicheu Ruh«
und Ordnung.

Verlesen wird ein schriftlicher Bericht, welcher nach
historischer Auseinandersetzung der stattgefunden«« Vorfälle folgende
Anträge bringt, der Große Rath wöge:

t) Die vom Regi,rung«rath angeordneten Maßnahmen
genehmigen.

2) Für die Kosten der aufgebotenen Spezialwaffm und
deS am 6. und 7. dieß im Dienst gewesenen Bataillon» 37,
und deS rechten Flügel» de» Bataillon» K2, sowie auch der
durch die RegierungSstanhalter von Jnlerlaken und Oberhasle
aufgebotenen Mannschaft den erforderlichen Kredit von Fr.
t0,(X)0 bewilligen, welche Summe, sowie diejenige, welch« noch
biS zum Amtsantritt der neuen Behörden erforderlich sein
möchte, an» dem Ueberschuß deS Einnehmen» des diesjährigen
Büdgels, und insoweit dieser nicht hinreicht, auS einem an die
laufende Verwaltung zu machenden Borschuß zu bestreiken ist.

3) Den RegierungSralh ermächtigen, bis zum Amtsantritt
der neuen Behörden die ihm zur Aufrechterhaltung der öffentlichen

Ruhe und Ordnung sowohl in der Haupistadt, al» im
übrigen Kanton nothwendig scheinenden polizeilichen und
militärischen Maßregeln anordnen.

Herr Präsident deS RegierungSrathe», al»
Berichterstatter. Herr Präsident, meine Herren! Erlauben Sie wir
mit ganz wenigen Worten als Berichterstatter de» RegierungS-
ralheS den vorgelesenen schriftlichen Vortrag zu rekapiiulire»
und in eiuigen Beziehungen zu ergänzen. Wie Ihnen Allen
bekannt, hat in der letzten Periode mit Rücksicht auf die
Erneuerungswahlen in den Großen Rath im Kanton Bern ein
Wahlkampf stattgefunden, wie wohl noch nie. Glauben Sie
nicht, daß etwa der RegierungSralh oder mein» Wenigkeit diesen

Wahlkawpf nicht mit Freuden gesehen haw, kenn gerade
dieser Kampf beweibt, daß das Volk deS Kantons Bern zur
wahren Demokratie heranreift. SS ist unmöglich, daß daS
Volk, selbst wen» eS sich momentan zum Theil dazu hat hin-
überreißen lasftn, wieder zu den alten Instituten zurückkehre.
Dieser Wahlkampf war der Grund, warum der Gieße Rath
noch einmal zusammentreten mußte, ungeachtet man beim Schluß
der letzten Session glaubte, eine nochmalig» Versammlung
werd« nicht mehr nöthig sein. Ich will mit kurzen Zügen die
Ereignisse verfolgen, Die erste Maßregel, welche nothwendig
wurde, darirt fich zurück bis auf die Münfingerversammlung.
Die zwei Volksversammlungen veranlaßten schon damals die
Regierung, Präventivmaßregeln zu trefft», um all« möglichen
Störungen zu verhindern, welche leicht die Folge von so gro-
ßen Zusammenkünften hätten sein können. Die R giecung rief
deßhalb die Hälfte d«S Bataillon?' Girardin, welche» ohnehin
dieses Jahr einen WiederholungSkurö zu bestehen hatt», in die
Stadt. Weil mit der Einberufung zugleich der Zweck einer
Instruktion verbunden war, so wurde ihr nicht der Charakter
einer außerordentlichen Maßregel beigelegt, da die Kosten auS
dem ordentlichen Büdgetkredit für Wiederholungskurs« bestellten

wurden- Diese Truppen blieben in der Stadt bis zum
K. April. Nach ihrer Entlassung wurde successive, d. h. kom-
pagni,»weise auch der rechte Flügel de« gleichen Bataillons
einberufen., und gegenwärtig befindet fich noch die letzte
Kompagnie hier in der Hauptstadt. Inzwischen steigert« fich von
der Münfingerversammlung hinweg bis zum Wahltag selbst,
wie eS ganz natürlich ist, die Aufregung immer mehr. Die
Regierung glaubte daher, sie solle auf den Wahltag selbst nicht
ganz Vorsicht»!«» bleiben, und berief demnach auf den 2. Mai
auch den linken Flügel deS Bataillon» Ganguillet in den
Dienst. Mit dieser Einberufung wurde ebenfalls der Zweck
eines Wiederholungskurses verbunden und die Regierung
glaubte deßhalb auch hier, eine Zusammenberufung deS Großen
RatheS sei durchaus überflüssig. Vom 2 Mai hinweg nahm
der Wahlkampf je länger desto mehr einen beunruhigenden
Charakter an, so daß in der Hauptstadt daS Gerücht zirkulirte,
eö werde auf den 5. Mai hier zu Störungen der öffentlichen



Ruhe komme». Um gegenüber diesen beunruhigenden Gerüch-
ten auf Alle« gefaßt zu sein, glaubte der RegierungSralh, noch
mehr Truppen aufbieten und zu den bereits im Dienst befind-
lichen 4 Kompagnien Infanterie noch die Kavalleriekompagnie
Karlen und die Scharfschützenkompagnie Wyß einberufen zu sollen.
Bon diesem Schritt hat der Rcgierungsrath dem Präsidenten
deö Großen RalpeS Kenntniß gegeben, damit er «S den
Mitgliedern der Behörde mittheile, indem dieses Aufgebot schon
mehr den Charakter einer außerordentlichen Maßregel hatte,
als bloß den Charakter einer Maßnahme zum Behuf einer
Instruktion. Der Wahlrag deS 5. Mai lief indessen ruhig ab;
erst am Abend langten Nachrichten ein, daß im Kanton Freiburg

sich eine bedeutende Aufregung und beunruhigende
Erscheinungen zeigten. Herr BundeSpräfitent Druey überbrachte
dem RegierungSralh ungefähr NachlS um 10 Uhr eine Depesche
von Set e der Regierung deS KantonS Freiburg, deS Inhalt»,
daß die dortige Regierung große Befürchtungen vor Unruhen habe»
FÄdiese Besorgniß hatte die Regierung von Freiburg zwei Gründe.
Einerseits wurde nämlich auf den gleichen Tag, an welchem
man hier die Wahlen abhielt, im Kanton Freiburg die Rückkehr

deS PapsteS nach Rom mit Freudenfeuern und
Freudenschüssen gefeiert, und in Folge dieser Demonstrationen
herrschte große Aufregung. Auf der andern Seit« brachten dt«

Wahlen im Kanton Bern in Freiburg ebenfalls große Auf-
»egung hervor. AuS diesen Gründen (so meldet» uns die
Regierung von Freiburg) sei «in Aufstand zu befürchten. Die Depesche
rbeilte unS ferner mit, die sreiburgische Regierung habe einige
Truppen aufgeboten, und fie bitte auch die Regierung von
Bern, im Falle der Noth zur Hülse bereit zu sein. Auf diese»

Schreiben hin, so wie auf die mündlichen Mittheilungen de»

Herrn BundeSpräfidmttn, fand sich der RegierungSralh
bewogen, noch weiter« Truppen aufzubieten, um die Regierung
von Freiburg in dieser Beziehung zu beruhigen und ihr jeden
Augenblick zu Hülfe kommen zu können. Noch in der
nämlichen Nacht vom 5. auf den 6. Mai wurde daher da» Bataillon

HirSbrunner und der recht« Flügel d-S Bataillon» Gan-
guillel und endlich noch die Artilleriekompagnie Kistler aufgeboten.

Da indessen am folgenden Morgen, nachdem das
Ergebniß der biefigen Wahlen, so wie auch die Zuflcherung der
hierseikigen Regierung im Kanton Freiburg bekannt geworden
war, nämlich daß man die Zusicherung von Hülfe gegeben
habe, dieBefürchtungen sich gelegthatten, soentließ derReg.-Rary
die aufgebotenen Truppen wieder auf den 6. u.7.Mat Die Truppen,
welche verabschiedet wurden, waren vorerst die speziell aufgebotenen
und soeben erwähnten, nämlich da» Bataillon HirSbrunner, der
rechte Flügel deS Bataillons Gangutllet und die Artilleriekompagnie

Kistler. Ebenso wurden auch die Truppen verabschie-
der, welche schon vor dem 5. Mai aufgeboten gewesen waren,
näml ch die Kavalleriekompagnie Karlen und die Scharfschützenkompagnie

Wyß, und zwar jene am 8., diese aber schon am
7. Mai. ES blieben demnach in der Garnison bloß noch der
linke Flügel de» Bataillon» Ganguillet und 3 Kompagnien des
Bataillon» Nr. 62. ES langte hierauf aus dem Oberlande die

Nachricht ein, daß auch dort einige Unruhen ausgebrochen seien

und daß namentlich in den Aemtern Interlaken und OberhaSl«
so starke Reibungen stattfinden, daß die dortigen Regierung»,
statlhaiter von sich auS sich veranlaßt gesehen » Truppen
aufzubieten, um die Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten.
DieseS veranlaßte die Regierung, sogleich einen Kommissär in
der Person des Herrn RegierungSralh» Jmobersteg an Ort und
Stelle zu schicken, und um die Leidenschafleu zu beruhigen, an
da» Volk eine Proklamation zu erlassen, in welcher an die

Ordnungsliebe und den ruhigen Sinn deS Bernervolke» ap-
pellirt wurde. Die Proklamation wurde am 9. die» erlassen
und in der Hauptstadt auch angeschlagen. Auf diese Proklamation

hin glaubte der RegierungSralh alle bedeutender»
Störungen werden in Zukunft unterbleiben. Allein dieser Prökla-
watton ungeachtet fanden in der Nacht vom 9. dieß in der
Hauptstadt beim Zeitglockea nicht unbedeutende Zusammenrottungen

starr, so daß die Polizei und auch daö Mi itär
einschreiten mußten. Am folgenden Tage wiederholten ßch diese

Zusammenrottungen auf ganz gleiche Weise und am gleichen
Orte. Ueber daâ Motiv derselben will ich nicht eintreten ;
Einzelne behaupten, da» Verhalte« von Studierende» sei die Schuld
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davon gewesen, und ich glaube auch, daß daran etwa» Wahre»
sei; oll,in jedenfalls waren «» nicht bloß die Studeoten von
einer, sondern von beiden Parteien. Andere sagen, e» seien
politische Zwecke im Spiel gewesen und mau habe zeigen wollen,
daß die Regierung ohnmächtig und außer Stand sei. Ruhe und
Ordnung aufrecht zu erhalten. Thalsache aber ist eS jeden-
fall», daß am Donnerstag und Freilag Zusammenrottungen
stattfanden, und am Freitag gierig in der Masse da» Gerücht,
diese Auftritte werden sich am Samstag wiederholen. Die
Regierung sah sich dadurch veranlaßt, auf energische Maßregeln
zu denken. Sie erließ vor Allem au» am Samstag Morgen»
an den RegierungSstatthalter von Bern den Befehl, er solle
alle ihm zu Gebor» stehenden Mittel aufbieten» um den
Unordnungen vorzubeugen; er solle sich selbst an Ort und Stelle
begeben, die einschlagenden Paragraphen deS Hochverrathöge-
setze» verlesen, und wenn der Aufforderung, auseinander zu
gehen, nicht Folge geleistet werde, selbst Gewalt zur Zerstreu-
ung der zusammengerolleten Menschenhausen anzuwenden. Der
RegierungSralh erließ ferner an den Eiuwohnergemeinderath
die Aufforderung, auch er solle alle ihm zu Gebote stehenden
Mittel anwenden, um Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhallen.

Eine Erscheinung, die sich ferner zeigte, veranlaßte wei-
lere Maßnahmen : e» wurde nämlich dem RegierungSralh Samstag

vormittag» Bericht gemacht, daß an einem Orte, wo des
Tag» vorher die größten Zusammenrottungen stattgefunden,
von Seile der hiesigen Behörden da» Straßenpflaster aufgerissen

werd«. Dieses fiel natürlich dem Regierungsrath auf,
ohn« daß er übrigen» diesem Faktum irgendwie ein Motiv nn-
terlegte. Weil indessen am Abend vorher gerade auf diesem
Platz die größte Zusammenrottung stattgefunden, und wenn
sich diese» am Samstag wiederholt hätte, die aufgerissenen
Steine gewiß al» Waffen gebraucht worden wären, so gab der
RegierungSralh Befehl, daß da» weitere Aufreißen unterbleib«
und da» bereits aufgerissene Material weggeschafft werde.
AUeS diese» ereign«« sich, wie bereits gesagt, am Samstag
vormittag». Am gleichen Tage schickte der Eiuwohnergemeinderath

ein Schreiben an den Negierungsrath, in welchem er
alle Verantwortlichkeit für die Amrechterhaltung der Ruhe und
Ordnung von sich ablehnte, 1) weil der Polizeiinspcktvr der
Stadt Bern noch nicht bestätigt sei, und 2) weil ihm nicht die
gehörigen Mittel zu Gebole stehen. Im Weitern machte der
Einwohnergemeiliderarh die sehr erhebliche Andeutung, e» sei
ihm angekündet worden, die Einwohnerschaft könnte sich in den
Fall versetzt sehen, in Betreff der Handhabung der Polizei
selbst die Rolle deS Einwohnergemeindsrath» zu übernehmen.
Auf diesen letzlern Punkt legte der Rcgierungsrath großes
Gewicht, denn wenn die Einwohnerschaft selbst Ruhe und Ordnung

handhaben und sich zu diesem Zweck mir Stöcken :c. hätte
bewaffnen wollen, so hätte gerade dieses leicht die größten Kon-
fickle zur Folge haben können. Der RegierungSralh sah sich
daher veranlaßt, weitere Maßregeln zu treffen einerseits durch
nochmalige Aufforderung an den Gemeinderalh, er möge bet
seiner Verantwortlichkeit Ruhe und Ordnung Handhaben, und
anderseits durch das Aufbieten von Militär, nämlich des rechten

Flügels deS Bataillons Ganguillet, der schon 8 Tage vorher

aufgeboten war, und der Artilleriekompagnie Kistler. Der
Regierungsrath beschloß serner, dem Großen Rathe von diesen
Maßregeln Kenntniß zu geben und ihn zu diesem Zwecke auf
den 16. die» einzuberufen. Nachdem diese Maßregeln getroffen
waren, kam dem RegierungSralh am Samstag Nachmittags zur
Kenntniß, daß endlich der Einwohnergem-inderalh zu enlschie-
denern Beschlüssen gekommen sei unv von sich auS auf die
Grundlage der Proklamation des R-gierungsrathes eine Publi-
kalion erlassen habe, worin er Jedermann aufforderte, sich in
den Schranken der Ordnung zu halten, und worin er auf die
Anwendung deS Hochverrathöges-tz-S aufmerksam machte. ES
wurde dem RegierungSralh ferner gemeldet, daß die Mitglieder
de» Einwohnergemcinveralhs bei einzelnen Werkmeistern und
Arbeitsführern der Stadt sich speziell dahin verwendet haben,
sie möchten ihre Arbeiter nicht wieder versammeln, wie eS an
den zwei vorhergehenden Abenden der Fall gewesen war. Dies«
Schritt« wurde» auch von dem gehörigen Erfolge begleit«,
indem am Samstag Abend keine Zusammenläuse stattfanden,
waS »in Bewei» ist, daß der Sinwohnergemeinderalh wirklich
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die Autorität hatte, um Ordnung und Ruhe aufrecht zu er-
halten. SS ist bekannt, daß die Mehrheit der Einwohnerschaft

gegen die Regierung durchaus nicht freundschaftlich gesinnt ist,
und daß der Einwohnergemeinderath auf diesen Theil der Be-
völkerung einen viel größern Einfluß hat, als die Regierung
selbst. Ich bin überzeugt, daß alle Maßregeln von Seite der

Regierung nicht nöthig geworden wären, wenn die OctSbe-

hörden an den beiden ersten Abenden die nämliche Thätigkeit
entwickelt hätten. Die Anträge des RegierungSrathes, um
decen Genehmigung eS sich hier handelt, fins nun folgende:
1) Sie möchten die bisher getroffenen Maßregeln genehmigen.

Der Ausdruck „gmehmigen" ist zwar nicht ganz richtig, weil
nach 8- 4V der Verfassung dem RegierungSralh die Kompetenz
gelassen wird, in Fälle» von dringender plötzlicher Gefahr die

vorläufigen militärischen SicherheicSmaßcegeln anzuwenden. Der
nämliche Paragraph sagt aber auch weicerS, eS sei in solchen

Fällen der Große Rath sogleich davon in Kenntniß zu setzen

und seine Entscheidung über die weitern Vorkehben einzuholen.
2) Sie möchten den erforderlichen Kredit bewilligen, welchen

die Kosten der auß rordentlichen Aufgebote veranlassen. Or-
deallichecweise zum Zweck von WiederholungSkursen sind nämlich

einberufen worden, daS Bataillon Girardin und der linke

Flügel deS Bataillon» Ganguillet. Die daherigen Kosten werden

gedeckt au» den Fr. 28,000, welche im Büvgec zu diesem

Zwecke auSge etzk sind. Der Kredit wird somit verlangt zu-

nächst für die außerordentlicherweise aufgebotenen Spezialwaf-
sen. nämlich für die Kavalleriekompagnie Karlen, die

Scharfschützenkompagnie Wyß und die Arlilleriekompagnie Kistler.
Da die Instruktion der Artillerie und Kavallerie an den Bund
übergegangen ist, so kann bei solchen Einberufungen der Zweck
deS Unterrichts nicht verfolgt werden. Der Kr.-dit dient ferner

far die Kosten der Einberufung deS Bataillons Hirsbrun-
nec und deS rechten Flügel» de« Bataillon» Ganguillet. Diese

wurden aufgeboten, wie bereits erwähnt, um dem Kanton
Freiburg allfälliger Weise zu Hülfe zu kommen. Die Einbe-
rufung hatte nicht den Zweck eine» Wied-rholungSkurse», son-

decn den Charakter einer militärischen Maßregel. Ein Zweck

in Betreff des Unterrichts konnt« hier schon deßhalb nicht
erreicht werden, weil diese Truppen schon am folgenden Tage
wieder entlassen wurden. Endlich kommen noch die Kosten der

Aufgebore im Oberland. In beiden Aemtern waren nämlich
ein paar hundert Mann auf den Beinen. Diese sämmtlichen
Kosten werden vom RegiecungSrath auf Fr. 10,000 angeschlagen.

Diese Summe wird genügen, wenn nicht etwa d-e bereit»

im Dienst befindlichen Truppen vermchrt werden, oder noch

länger im Dienst bleiben müssen. Sollte da» Eine oder da»
Andere eintreten, so würden auch die Kosten höher steigen.

Der RegierungSralh trägt endlich 3) darauf an, er möchte

ermächtigt werden, die ihm zur Aufrechterhaltung der öffenl-
lichen Ruhe und Ordnung in und außerhalb der Hauptstadt
nöthig scheinenden polizeilichen und militärischen Maßregeln
anzuordnen. Ich glaube, wir seien den jetzigen und den zukünftigen

Behörden, so wie der Verfassung und dem Volke schuldig,

daß im Moment deS UebergangS nicht noch Bewegungen
stattfinden, welche ein nachthsiligeS Licht auf den Kanton Bern
werfen könnten. Die Truppen, welche sich gegenwärtig noch
im Dienste befinden, sind folgende: 1) eine Kompagnie de»

Bataillons Girardin, 2) daS ganze Bataillon Ganguillet (die
eine Hälfte wird morgen entlassen und durch die Halste des

Bataillons Dütoit erwtzr, welche» ebenfalls einen Wiederholungskurs

zu bestehen hat). 3) Endlich die Artilleriekompagnie Kistler.
Dieses, Herr Präsident, meine Herren, al» eine kleine Uebersicht

deS schriftlichen Berichts und al» einige Ergänzungen deS-
selben. Ich trage darauf an, daß Sie die Anträge genehmigen
mögen, welche Ihnen der Regierungsrath vorlegt.

Kurz. ES sei mir auch erlaubt, in dieser Angelegenheit
daS Wort zu ergreifen. Ich erkläre von vorneherein, daß ich
anerkenne, die Regierung sowohl, als ihr offizieller Berichterstatter,

Herr Regierungspräsident Stämpfli, haben ihr« Rapporte
im Ganzen genommen ziemlich objektiv gehalten, und wenn
ich das Wort nehme, so ist es bloß, weil von Seile des Herrn
Präsidenten Einiges angebracht wurde, da» ich nicht mir
Stillschweigen hinnehmen kann. ES ist für den Gemetnderarh von

Bern, namentlich mit Rücksicht auf die sehr beschränkten Mittel,
welche unS zu Gebot« stehen, eine schwierige Aufgabe, Allem
zu gmügen, und diese Behörde ist immerhin sehr v'elenBorurtheilen
mancherlei Art ausgesetzt. Da» Voruriheil wirkt dann auch
sehr lähmend aufj ihre Thätigkeit. Denn wenn sich der
Gemeinderath auch von vorneherein tragt: wird mir nicht diese

oder jene Maßregel übel ausgelegt werden? — so kann er
es dennoch nicht Allen recht machen. ES wird daher nicht
bestritten werden können, daß seine Aufgabe eine sehr schwierige
sei. Daß nun die Regierung militärische Maßiegeln getroffen
hat, will ich durchaus nicht tadeln, namentlich wenn diese»

Angesicht» der b vorstehenden Wahlen geschehen. Auch daß
sich die Regierung ohne Rücksicht aus das Parteiwesen vorgesehen

hat, finde ick ganz erklärlich. Ans die E.klärung hin,
daß auf Veranlassung de» Herrn BuudeSpräsiventen Druey
gehandelt wo.den wird Niemand mehr in Zweifel s in daß
auch da» Truppenaufgebor wegen Freiburg vollkommen
gerechtfertigt sei. M»n hätte sich in dieser Beziehung bloß fragen
können, wie eine Regierung ohne Borwissen des BunveSralhe»
zu Gunsten einer benachbarten Regierung militärische
Maßregeln ergreifen konnte; aber da sie der BundeSpräsivent selbst

dazu veranlaßt hat, so fällt auch dieser Vorwurf hinweg. Bon
meinem Standpunkte au» hätte ich nun freilich e ne Vermehrung

der Truppen nicht für nothwendig gehalten; dabei aber
erkläre ich e» mir, daß die Regierung ihrerseits in düsn
Momenten einen andern Standpunkt eingenommen. Ich will daher

gerne glauben, die Regierung habe die Erscheinungen ernster
genommen, al» sie in Wirklichkeit gewesen. Bon diesem Standpunkt

aus erkläre ich mir da» Truppenaufgebor und werde zu
dessen Genehmigung stimmen. Ich begreife auch die heurige
Zusammenb rufung des Großen Rathes vollständig und werde

zu den Anträgen ver R giecung stimmen, mir Ausnahme einer
Modifikation in Bezug auf den l tz'e Punkt. Wenn dann
aber gesagt worden ist, die stutgehadten Unordnungen seien

von einer planmäßigen O ganisa ion ausgegangen, so behaupte
ich, es sei daS zu unbedachrsam in diese V rsammlung
hineingeworfen, und ich halte dafür, namentlich da» Präsidium hätt«
sich vor solchen Anipielungen hüten sollen. Ich habe die

Ueberzeugung, die stattgehabten Ruhestörungen haben im Ganzen
ohne Plan und ohne irgend eine orgimfirende Leitung sich

gezeigt und ereignet. Sie haben sich gemacht, wie sich eben solche

Dinge in der Welk machen. Man hat in der letzten Zeit von beiden

Seiten Provokationen gesehen und gehört; man hat sich

geneckt, zugerufen, beleidigt; man hat sich auf der einen Seite
mit „Nassauer" titulirt, auf der andern mit „Schwarzen" : e»

ist von beiden Seiten nicht recht. DaS Unwesen ist namentlich

vom 5. d. Hinwez in der Stadt verübt und ruhige Bürger
find beleidigt, verletzt worden, und e» ist Faktum, daß e» sich

Studenten auf dem sogenannten Ständchen zu Schulden kommen

ließen. So wurden selbst Mitglieder der Bundesversammlung
in Gegenwart von andern Abgeordneten de» National-

rath«» dort beschimpft. So wurde dort auch ein junger Herr,
den ich übrigen» gar nicht kenne,beleidigt und ihm sogar der Hut vom
Kopf« geschlagen. In Folge dessen gab sich dann allerdings
eine außerordentliche Kufregung in der Stadt kund, und ich
frage Sie, Tit. ob e» nicht ganz natürlich sei, daß eine solche
Handlungsweise sehr nachtheilige Eindrücke auf die Bevölkerung
machen müsse? Unter Anderm erschien in einem hiesigen Blatte
ein Artikel, der offenbar die Natur einer Warnung hat, daß

man, wenn die jungen Leute sich nicht ruhiger verhalten würden

sich veranlaßt sähe, sich selbst Recht zu verschaffen und
Angriffe, wie die gemachten, abzuwehren. Bon anderer Seite
wollte im nämlichen Artikel eine Provokation gesehen werden.
Doch wird Niemand behaupten können, daß von daher Unordnungen

entstanden wären. Die ganze Geschichte nahm im
Theater ihren Anfang. Im Parterre fanden Berathungen
statt, und damals hat allerdings, wie die Leute daS Theater
verließen, eine große Zusammenrottung ans dem Ständchen
stattgehabt. Der Herr Präsident der Polizeiksmmission begab
sich an Ort und Stelle, wo die Stimmung eine solchermaßen
gereizte war, daß eS eines Anlasses nur bedurft hätte, den
AuSbruch hervorzubringen. Dem Zureden des Herrn Präsidenten

gelang eS, den Sturm zu beschwichtigen. Auch Sie

zweite Zusammenrottung machte sich an derselben Stelle, und



wie die Polizei merkte, daß eS schlimm gehen könnte, so setzte

sie sich in'» EinVerständniß mit dem Platzkommando. Auch
fanden die Stadlbehörsen sich den Ereignissen gegenüber zu
schwach und wandten sich an den Herrn Regierungsstatthalter,
und da dieser zufällig krank im Bette lag. an den Herrn Polizei-
adjunklenSingeisen. Da fanden sich am Abend wohl Landjäger ein,
aber fie erklärten, keine Instruktion zu haben. Die Hauptsache
war bei dieser Lage der Dinge, daß Militär in Bereitschaft
war, um die Zusammenrottungen zu verhindern. Ich erkläre
aber noch einmal. daß bei Allem daS Gerücht daS Allerge«
fährlichste war. Da sagten die Einen, es sei auf Zerstörungen
am neuen Pfisterngebäude, auf Zertrümmerung der Fenster
u. s. w. abgesehen, ein Gerücht, daS mir immer vollkommen
unglaublich vorkam, weil ich keinem Theile der b-rnischen
Einwohnerschaft so vandalenmäßige Absichten zutraute- Ohne Zu-
thun deS Leiters deS Bauunternehmens haben sich fast sammt-
lich« Arbeiter desselben verständigt, in der Meinung, bet einem
Angriffe auf daS neue Gebäude sei ihre Ehre als die der
Mitwirkenden ebenso verletzt, wie diejenige deS Unternehmers
oder deS Inhaber». Diese Arbeiter aber ließen sich nie außerhalb

des Gebäudes sehen, sondern hielten sich beständig im
Innern desselben auf. Aehnliche Gerüchte gingen auf der an-
dern Seite, und immer mehrten sich die Neugierigen schaaren-
wetse, um dem Spektakel zuzusehen. Das Schlimmste dabei

war, daß sich die Schuljugend beteiligte, und zwar Bub.n
und Maschen von 10—15 Jahren, daß diese beim Anrücken
deS Militär» sogar pfiff n und lärmten. Solch« Sachen find
sehr schlimm. Aber da« Militär hat sich gut gehalten; eS hat
die Provokationen nicht b-rücksichtigt, dies«, wie andere, so daß

ihm da» beste Zeugniß gegeben werden kann von Jedermann.
Aber auch die Polizeibepö den haben sich damals nicht unthätig
erwiesen. Sowohl der Präsident der Polizeikommission, al»
auch der Präsident des Gemeinderathes begaben sich mitten
unter daS Getümmel. Wer aber sich je in ähnlichen Verhältnissen

befunden hat, wird begreifen, wie schwer eö ist, einigen
Einfluß auf solche Massen auszuüben. Dieselben zerstreuten
sich, und daS Einzig« ernster Natur, welches vorfiel, waren die

Vorfälle im Statthaltergäßle n, wo mehrere Bürger durchgeprügelt

wurden. Dieser Vorfall kann aber um so weniger den
Gemeindebehörden zur Last gelegt werden, als er sich nicht da
ereignete, wo eigentlich von den betreffenden Zusammenrottungen

die Rede war. Später konnte man der Ruhestörungen
ganz Meister werden. Der Gemeinderalh fand nun» eS sei

zwar schwer, mit der ihm zu Gebote flehenden Polizeigewalt
Alle» zu leisten; nichtsdestoweniger beschloß er, kein Mittel
unversucht zu lassen, sich nölhigenfalls in oorpor« an Ort und
Stelle zu begeben, etwa mir einem weißen Kennzeichen am Arm,
und thätig einschreiten durch Abmahnen, Zureden, selbst durch Zu-
greifen. Auch der Erlaß einer Proklamation wurde beschlossen.

Jedermann wird sich indessen überzeugen, daß eS sich schon aus
den betreffenden Lokalitäten ergiebt, daß keinerlei organisirte
Zusammenrottung, sondern lediglich ein zufälliger Krawall,
wenn man eS so nennen will, stattgefunden hat. Nur beim
Ständchen, am Versammlungsplatze der Studenten, ging «S

lo», während an allen andern Orten der Stadt die größte
Ruhe herrschte, so beim Rathhau» und anderwärts. Der
Gemeinderath beschloß auch, während jener Zeit der Aufregung
keine Versammlungen mehr am bemels«ten Platz zu dulden.
Man machte dazu von gewisser Seite sehr bedenkliche Gesichter,
da man darin einen Eingriff in die Freiheit erblicken wollte.
Hätten wir aber diese Vorsichtsmaßregel nicht treffen können,
so würden sich bald dieselben Auftritte wiederholt haben, und
man hat bei diesem Anlasse gesehen, wie schwer eS hält,
Versammlungen von einigen hundert Personen auseinander zu
treiben ohne gewaltsames Einschreiren, und man ist dabei über-
dieß von einem Augenblick zum andern nicht sicher vor
beunruhigenden Auftritten; und dieß namentlich bei so bewandten
Umständen. ES wurde ein Polizeiangesttllcer mit dee Aufforderung

zu den Studenten geschickt, auseinander zu gehen. Diese
erklärten rundweg: die Gemeindebehörden haben ihnen Nichts
zu befehlen; sobald von Seit«« der Regierungsbeamten ein

Befehl vorhanden sei, werden sie ihm Folge leisten. Das ist
sehr schön Einen Gemeinderath für Aufrechthaltung von Ruhe
und Ordnung verantwortlich machen, und dann bei den Be-
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treffenden kein Gehör, ja solchen Trotz find««! Einige von
uns begaben sich daher zum Herrn R-gierungSstatthalrer, der
sich mil un» an Orr und Stelle verfügte. Vorher schon war
e» inzwischen einigen Mitgliedern des Gemeiuderathe» gelungen,
die jungen L-ute zum Auseinandergehen zu bewegen. Noch
waren ein Paar da, als der Herr Regieruogsstatthalter kam,
auf dessen Erklärung hin sich aber auch diese entfernten. Hätten
wir in Betreff des Ständchen» nicht Verfügungen getroffen,
so wäre daS Nämliche wieder geschehen. Da« ist da» LooS
«ine» GemeinderatheS von Bern, daß er, möge «r machen, wa» er
will, doch Nicht» recht machen kann. Am 10. d. versammelten
wir un». Am nämlichen Tage erl-ß die Regierung eine
Proklamation. Vorher würde ich auch dafür gewesen sein,
unsererseits eine Publikation zu erlassen. Vom Augenblick an,
wo diejenige der Regierung angeschlagen war, winde ich gar
nicht mehr dazu gestimmt haben. Ein Theil de» Publikum»
würde nicht ermangelt haben, zu sagen: seht da die Regierung
Rro. 2! Ich habe namentlich dazu beigetragen, daß am 10.
dieß keine Publikation erlassen wurde. E» ist möglich, daß
e« gut gewesen wäre; aber in jenem Augenblick« schwebte mir
das Gegentheil sehr lebhaft vor. Lieber den Vorwurf, wir
haben unsere Pflicht nicht genügend erfüllt, als den der
Regierung Nro. 2! Auf den geäußerten Wunsch de» Herrn Mi-
lilärdirektor» aber wurde am 11. d. einstimmig eine Publikation

erlassen. Dieselbe trägt gedruckt da» Datum vom 10.
dieß» währenddem sie erwiesenermaßen erst am 11. d. erlassen
worden ist. Da schiebt man dem Gemeindralhe sogar bösen
Willen zu. Ich kann aber bestimmt erklären, daß daS Zehn
lediglich ein Druckfehler ist, und daS Original beweist, daß
eS ein Silf sein sollte. Und da» ist gewiß nicht» Unnatürliches!

Man hat die Publikation in aller Eile abgefaßt,
dieselbe dem Regierungsstatrhalter vorgewiesen, und wenn ich nicht
irre, so ist sie von einigen Mitgliedern der Regierung noch durchgesehen

worden, und bei dieser Hast konnte allfällig imKorrigiren selbst
dem größten Hexenmeister von Korrektor sich dieser Druckfehler ein-
schleichen. Der Vorwurf von Absichtlichkeit mag auch erklärlich
sein ; aber er ist jedenfalls ungerecht, da» kann durch das Original
bewiesen werden. Und ich frage Sie, Tit. wie könnte e» im
Interesse de» GemeinderatheS gewesen sein, nach der Erklärung
unsere» Präsidenten einen solchen Weg einzuschlagen? Man
sagt ferner, weil wir bewiesen hätten, daß wir Ruhe schaffen können,
sobald wir nur wollen, so müßte eS uns auch später ein Leichtes
gewesen sein. Man könnte den Vorwurf zurückgeben. Im
Aepfelkrawall hatte die Stadt die Polizei noch nicht. Auch
damals hält« man sagen können: seht, wenn ihr hättet wollen,
so wäre es gelungen, am ersten Tage schon die Ruhe herzustellen.
Bevor wir irgend ein Schreiben von der Regierung erhalten
harren, wandten wir uns an dieselbe mit der Bitte um
Vermehrung unserer Mannschaft, und fügten am Ende bei: wenn
wir nicht unterstützt würden, so sei zu befürchten, daß das Publikum

selbst die Polizei übernehmen werde. Und gerade diese»
UmstandeS wegen haben wir an die Regierung geschrieben, und
ich sage noch einmal, bevor uns die Regierung geschrieben hat.
Später, als die Sache ernster geworden, trafen wir noch mehr
Maßregeln. Die den Gemeindebehörden gemachten Vorwürfe
find durchaus unbegründet, und wer e» nicht glauben will,
dem wünsche ich, er möchte sich nur einmal in solche Verhältnisse

versetzen. Böser Will«, das erkläre ich deS Bestimmtesten,
böser Wille eristirt im Gemeinderath nicht, und wir wünschen
Nichts, als die Aufrechthaltnng von Ruhe und Ordnung
gegenüber allen Parteien. Auf die Anträge der Regierung
übergehend, helfe ich die zwei ersten vollständig genehmigen- In
Betreff deS dritten Punkte» wünsche ich einigen Aufschluß.
Befleht die verlangte Vollmacht darin, der Regierung die in
der Verfassung niedergelegten Befugnisse zu geben, w ist eS

ganz in der Ordnung, und sie mag die nöthig werdenden
Maßnahmen darnach treffen. Heißt es so viel: man wolle der Regierung

überlassen, Truppen nach Umständen zu behalten oder

zu entlassen» so bin ich auch damit einverstanden. Aber wofür
dann eine Vollmacht in dem beantragten Sinn«, wenn einerseits

die Verfassung e» bewilligt und andererseits eine
Genehmigung des Aufgebote» vorliegt? Aber eine so allgemeine
Vollmacht ist Etwa» zu Unbestimmte» und Unsichere». Ich wünsche,
daß der Herr Berichterstatter sich darüber erkläre, daß man
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nichts Andere» wolle, al» wa» in der Verfassung liegt. Hat
e» diesen Sinn, so bin ich damit einverstanden; hat e» aber
einen andern Sinn, so sage ich: es ist wider die Verfassung
oder überflüssig.

Herr Militârdirektor. SS ist von Seite de» Herrn
Kurz eine Aeußerung angebracht worden, die mich zu einigen
Bemerkungen veranlaßt. Er behauptet, daß von mir am 10.
dieß, AbendS, dem Herrn Effinger die Ansicht ausgesprochen
Worten sei. eS wäre angemessen, eine umfassende Ansprache
und Ermahnung an die Einwohner der Stadt Bern zu
erlassen, damit Zeder zur Aufrechthaltung von Ruhe und
Ordnung mitwirke. DaS ist ganz richtig, wenn man die Umstände
in'ö Auge faßt, wie dieß bereits von Seit» deS Herrn
Regierungspräsidenten und deS Herrn Oberst Kurz geschehen ist.
ES gereicht mir zum Vergnügen, daS Thatsächliche in der
Erzählung dieser Herren bestätigen zu können. Ich find« darin
nur das Streben, die Wahrheil kund zu geben, und dasselbe
Streben wird auch mich leiten, indem ich auf einige Momente der
fraglichen Vorfälle zurückkommt. Nachdem am 9 d. bereits
Unordnungen stattgefunden halten, erneuerten fich diese am
10. d. AbendS. ES kam dahi i, daß die Polizei ungenügend
war, die Ordnung herzustellen, d. h. die Zusammenrottungen
zu zerstreuen. Es ist bemerkt worden, jeder Bürger habe da»
Recht, sich beliebig auf der Straße zu postiren, wie er wolle.
Allein, Tit. cS kömmt eben darauf an, in welchen Zeilver-
hältnissen man l;bt. Wenn 10—20 Personen sich zu einem
ganz unschuldigen Zweck« vereinigen, wo den Abend vorher
Unruhen stattgefundn haben, so wird dagegen Niemand StwaS
haben. Wenn aber solche Erscheinungen mit den Zeitverhält-
uiss?« und Zuständen, mit der politischen Lage eine» Landes
zusammengehalten werden, so erhalten sie einen ernstern
Charakter und geben der Regierung und den untergeordneten
Behörden Befugniß und Pflicht, Ruhe und Ordnung zu wahren.
Am 10. d. glaubte die Militärbehörde einschreiten zu sollen.
Ein kleineres KorpS wurde zuerst zum Aufmarschiren beordert,
und ich hatte die Ehre, unterstützt von Herrn Kommandant
Brugger, dasselbe zu führen. DaS Militär wurde bei der
Hauplwache aufgestellt. Durch Zufall kamen die Herren
Gimeindsprästbent Effinger und Polizeipräsident Herrmann
von der Zudengasse herunter, grüßten uns und gingen
vorüber. Nachdem sie sich einige Schritte entfernt harren, kamen
sie zurück auf unS zu, indem sie ihr Bedauern aussprachen über
die stattgehabten Auftritte- Ich konnte mich nicht enthalten,
ein Faktum anzuführen. Während nämlich daS Militär auf,
marschirte, wurde laut und wiederholt aus dem Ilülol âe
musique gepfiffen. DaS Militär schritt ruhig vorüber und hielt
sich bei dieser Provokalion nicht auf; aber mich, ich gestehe »S

offen, Tit. hat dieses Eceigniß tief verletzt. Denn ich war
mir bewußt, daß daS Militär e» nicht verdiente, daß eS viel-
mehr bei allen Beschwerlichkeiten seines Dienstes auf musterhafte

Weise Disziplin und Ordnung an den Tag gelegt hat.
T cf, ich wiederhole es, hat mich diese Provokation entrüstet,
und wenn nicht ein inneres Gefühl der Mäßigung und daS
lerhafie Bewußtsein der Umstände diese Anwandlung
überwunden hätten, wahrhaftig, ich wüßte nicht, ob ich nicht
vielleicht die Schranken der Ruhe überschritten hätte. Zch
bemerkte auch. es dürfte sehr geeignet sein, wenn bei solchen
Anläss n kelbst Mitglieder des GemeiaderalheS, die alö solche
bekannt find, mit kräftigen, abmahnenden Worten unter tue
Menge träten. Es bedürfte, davon bin ich überzeugt, durchaus

keiner Bajonnette, sondern lediglich eines ecnsten mahnenden

Wo teS von dieser Seile, um den Zweck zu erreichen. Ferner
sprach ich die Anficht auS» eS würde zweckmäßig sein, wenn der
Einwohàgemeinderath einen öffentlichen Akt erlassen und darin
direkt auSiprcchen würde, daß die Gemeindebehörden in Bezug auf
Aufrechthaltung von Ruhe und Ordnung vollkomm.n mit der
Regierung einig gehen. ES schiene mir in dieser Hinsicht eine
gedruckte Publikation daS Geeigne-ste zu sein. Hieraus aber
erklärte mir Herr Präsident Effinger: nachdem von Seite der
Regkerung bereits eine Proklamation erlassen worden, habe der
Gemeinderalh von einem solche« Schritte abstrahln, weil man
b-fürchtet«, die Regierung zu verlrtzen. Zch verwahrte mich
aber feierlich gegen dieses Motiv, mit der Bemerkung, daß ich

in einem solchen Schritt« des GemeindecathS keineswegs eln»

Verletzung der Regierung, sondern vielmehr einen Akt der
Unterstützung erblicke. Tit. SS ist in Bezug auf den dritten
Punkt deS Antrages deS RegierungSratheS eingewendet worden

» solche allgemeine Vollmachten seien nicht nothwendig,
sondern überflüssig. Ich glaube jedoch, diese besondere Er«
theilung von Vollmacht an die Regierung sei durchaus
nothwendig, und zwar schon deßwegen, weil der gegenwärtige Große
Ralh und die Regierung im Begriffe sind, abzutreten. Die
Verfassung schreibt allerding» vor, die Regierung sei ermächtigt,

vorläufige militärische Maßnahmen zu treffen ; allein gleichzeitig

verordnet auch eine Bestimmung derselben, daß sofort
der Große Rath einberufen werden soll. Lasse man nicht jetzt
noch ei» gewisses Mißtrauen durchblicken. SS hat mich
gefreut, auS dem Munde deS Herrn Großralh Kurz zu hören,
daß er alle von der Regierung getroffenen Maßregeln genehmig«.

So wie sie unter diesen Umständen nur im Bewußtsein
von Befugniß und Pflicht handelte, wird sie auch in den letzten

Tagen ihre» WirkenS die ihr anvertrauten Vollmachten
nicht überschreiten.

B r u n ner. Zch will durchaus nicht im Allgemeinen
die Zweckmäßigkeit und Nothwendigkeit der Troppenaufgeboe»
bestreilen, sondern bloß im Einzelnen und Speziellen über die
Aufgebote im Amtsbezirke Lberhaile Einige» bemerken. S»
ist mir leid, daß dieser Amtsbezirk hier auf dem Berichte deS

RegierungSratheS alö einer derjenigen erscheint, in welchem die

Ruhe und Ordnung gestört worden sei. Zch sehe mich dadurch
veranlaßt, hier zu erklären, daß der Vorfall in OberbaSle kei-
neöwegS wichtiger Art ist. Wie bekannt, hat in OderhaSl«
die sogenannte konservative Partei, die Opposition, mit eine»
kleinen Mehrheit gesiegt. Beide Parteien waren sich ziemlich
gleich stark. Man glaubte, e» könnten vielleicht schon während
der Verhandlungen Ruhestörungen stattfinden; allein keineswegs

denn alle Bürger verhielten sich still und ruhig. Kl»
dagegen da« Wahlresuftal bekannt wurde, freute fich, wie ganz
natürlich, die Oppositionspartei über ihren Sieg; allein dies»
Freudenbezeugungen waren ganz unschuldiger Are. Man sang
FreiheilStieder, man trank auch eine Flasche Wein und ging
nachher in der Ordnung und ruhig wieder nach Hause. So
passirte d-r 5. Mai, ohne daß irgend Jemandem Etwa» zu
leid« gethan wurde. Kein Schuß Pulver wur^e verschossen;
man hörte durchaus keine Freudenschüffe. Den folgenden Tag
nahmen einige junge Männer von OberbaSl« in der Freude die
Fahne, welche ich an dm Zug nach Münstngen mitgenommen
hatte, sowie auch daS Horn, welches den gleichen Dienst
geleistet harre, und machten damit in einem Umzug eine klein»
Demonstration, allein ohne irgend Jemanden zu beleidigen.
ES mag allerdings unsere Gegenpartei etwa« angegriffen haben ;
allein dafür kann ich NichlS. Wie diese jungen L.'uce mit der
Fahne und Horn bei der Krone» dem WirthShause der Liberalen,
vorbeigingen, kamen ihre Gegner, meisten» ebenfalls jung,
Leute, erbost hervor und wiederholten, was sie schon Samstag
AbendS gemacht hatten, d. h. sie warfen Steine auf die Uasri-
gen. Der Kolonne von Znnerkirchen waren nämlich schon
am Sonntag Steine nachgeworfen und einige ruhige Bürge»
verletzt worden, und nur der Kaltblütigkeit und dem ordnungS-
liebenden Sinn der Führer dieser Kolonne hatten wir e» zu
verdanken, daß nicht wirklich Ruhestörungen stattfanden; denn
man hielt durchaus kein Gegenrecht uns nahm diese Beleidi-
gungen hin. Am Monrag nun, wie unsere jungen Leute bei
der Krone waren, wo zugleich daS eidgenössische Postbürean
ist, warfen die Radikalen oder, wenn man will, die Partei der
Regierung mit Steinen auf sie. Diese Demonstration koante«
natürlich unsere jungen Leute nicht kaltblütig aufuehmen; sie

warfen ebenfalls Steine, und da die Radikalen sich in da»
Haus flüchteten und auS demselben auf die Uusrigen Stein«
warfen, so schleuderten sie einige S eine ebenfalls gegen daS
HauS. Diese Würfe wurden erwidert und dabei einige Fenste»
eingeschlagen. Diese» ist die ganze Ruhestörung, wckche die
schwarze Ordnungsparici, wie die Berrur-Zeilung fich
ausdrückt, gemacht hat. Auf diese» hin wurden die Parteien stet»
größer. Ich wußte Anfangs vom ganzen Auftritte Nicht« und
kam erst jetzt dazu, wo ich die jungen Leute s-hr schroff ein-



à» gegenüberstehend fand. Herr Grosrath Anderegg stellte
sich auf die «ine und ich stellt» mich aus die andere Seite, und
so führten wir die Parteien auseinander; die eine ging mit
ihm, die andere mit mir. Auf diese» hia hörten olle Excesse,
wie man fie genannt hatte, auf, und ich dachte nicht daran,
daß dieses wettere Folgen haben werde. Der RegierungSstatt-
Halter von OberhaSle bot aber auf dieses hin ÄuSzüger und
Reservisten auf und legt» fie zu unS in'» Quartier. Diese»
kam mir, ich muß e» gestehen, etwa» auffallend vor; denn ich
glaubt» nicht, daß dieser kleine Auftritt wichtig genug sei, um
ÄuSzüger und Reservisten auszubieten. Die Hausväter von
Meiriugen haben wahrhaftig so viel Ruhe- und OrdnungSfion,
daß e» nicht nöthig ist, den Ort wegen eines kleinen Austritte»
mit fremden Truppen zu okkupiren. Einige Tage nachher kam

Herr RegterungSralh Zmmobersteg al» Kommissär der Regierung.

Er sah» wie ich aus dem Bericht entnehme, daß die
Sache auf Nicht» beruhte und gab unserm furchtsamen Regie-
rungSstatlhalter die Weisung, die aufgebotene Mannschaft wieder
zu entlassen. Herr Präsident, meine Herren! Nun kommt d r
Regierungsrath und verlange, daß ihm unbeschränkte Vollmacht
g,g«ben werd,. Dagegen habe ich grundsätzlich durchaus Nicht»;
allein ich wünsche, daß die Regierungsstatthalter in den Ober-
âmtern keinen unnölhigen Gebrauch von dieser Vollmacht
machen, und daß, wenn «S noch einmal vorkommt, wa» schon

vor 100 Jahren auch vorgekommen ist, nämlich daß einige
Scheiben eingeschlagen werden, man nicht sage, «»haben Ruhe,
störungen stattgefunden, und deßhalb Truppen aufbiete. Ich
glaube, der Regierungsstatthalter von OberhaSle hätte ver-
dient, daß die Kosten dieses Aufgebot» auf ihn zurückfallen.
Allein ich will schonend zu Werke gehen und diese» nicht be-

antragen. Den Wunsch dagegen äußere ich, daß der Regie.
rungSstatthalter von OberhaSle, und wenn wir noch andere
ebenso furchtsame Regierungsstatthalter im Kanton haben, auch
diese nicht wegen Nichts und wieder Nicht» solche Truppen-
aufgebote bewerkstelligen. Denn sonst ist wenigsten» der unsrige
im Stand, wenn einmal eine Magd ihrem Meister ein Kaffee-
kacheli zerbricht, zu sagen, e» seien Ruhestörungen vorgefallen
und man müsse Truppen aufbieten. (In der Versammlung
entsteht auf diese Aeußerung hin Heiterkeit. Bon der Tribüne
hört man laute Büfall»- und Mißfallsbezeugungen.)

Herr Präsident» Still! Ich fordere da» Publikum
auf, ruhig zu sein!

v. Steiger. Ich möchte den Herrn Regierungsprä-
swevten um eine kleine Vervollständigung seine» Eingangrap.
porte» ersuchen. ES ist mir nämlich aufgefallen, daß, al» er
von den verschiedenen Gegenden sprach, in welche« Unruhen
stattgefunden, er mit keiner Sylbe de» Simmenthals erwähnt
hat, wo bekanntlich, wie man in öffentlichen Blättern gelesen
hat, blutige Auftritte und persönliche Mißhandlungen stattge-
funden habe» sollen und zwar namentlich an den Personen
von zwei unserer Kollegen in ihrem eigenen Hause. Der Hr.
RegierungSprästdent hat auch nicht» erwähnt von den
Auftritten, die, wenn ich nicht irre, am 5. Mai beim Brodhäusi
stattfanden, wo 25 Männer » die ruhig von den Wahlen nach
Hause Hingen, meuchlings von den Radikalen überfallen wurden,

so daß einer 2 Tage nachher starb. Da» vollkommene
Schweigen de» Herrn Regierungspräsidenten über diese
Vorfälle, gibt mir die Hoffnung, daß an di«sen Zeitungserzählun-
gen nicht» wahr sei. Ich habe sogar von einem Belobungsschreiben

gehört, welche» der Herr EeziehungSdirektor der
Horde habe zukommen lassen, welche in St. Stephan so bö»
gehaust hat. Ich bin so frei, den Regierungspräsidenten
um eine Vervollständigung seines Rapportes zu ersuchen, damit
man wisse, waS an den angeblichen Vorfällen im Simmenthal
wahr ist, und wa» nicht.

Anderegg zu Meiringen. Ich wache meine
Entschuldigungen, wenn ich nicht ganz deutlich spreche, ich bin
nämlich bedeutend heiser. Herr Brunner spricht sich über die

Vorfälle in OberhaSle au» und sagt, die Wahl sei ruhig und
ordentlich vorübergegangen. Da» ist zum Theil richtig, allein
gesetzmäßig gieng e« dabei nicht her. Bon demjenigen, wa»
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Herr Bcunner behauptet, e» habe sich am Abend de» Wahltage»

zugetragen, weiß ich nicht» und ich zweifle daran, daß
überhaupt etwa» geschehen sei. Am Montag Abend» kam
dagegen eine Kolonne mit einer Fahne und einem Horn nach
Meiringen, mit welchem letzter» sie ein Gebrüll machte,
gerade wie wenn e» von einem Stier verursacht wurde. Bei
den Häusern der Radikalen stießen fie jeweilen in diese» Horn.
Ich blieb den ganzen Tag zu Haus, obgleich man mich weh-
rere Male rufen ließ, ich möge in die Krone zu der dort ver-
sammelten Gesellschaft gehen. Ich antwortete stets mit nein,
bi» man mir sagen ließ, ob ich mich denn nicht stellen dürfe,
man schlage sich bei der Krone. Ich stund eilig auf, zog mich
an und ging an Ort und Stelle, wo ich den Hrn. Brunner
fand, welcher wirren im Ring seiner Partei stand. Ich muß
hier zu dem von Hrn. Brunner vorhin Gesagten al» Berichtigung

beifügen, daß die Kolonne der Schwarzen drei Wal
vor der Krone anrückte. DaS erste und da» zweite Mal machte
man ihnen Platz, allein zum dritten Male wollte man auf
ihre Beschimpfungen hin nicht mehr recht ausweichen. Welche
Partei dann angefangen hat » da» kann ich nicht sagen. Die
Schwarzen warfen auf einmal mit Steinen gegen die Libéra-
len. Diese flüchteten sich in die Krone, wo sie sich sicher
glaubten, allein auch in da» Hau» selbst warfen die Schwär-
zen Steine, und der erste, welcher hinausflog, traf einen Mann
durch da» Fenster auf die Brust. Dieser so wie die ankern
sagten dann» wenn man fie todrschlagen wolle, so solle e» doch
auf der Gasse geschehen, wo man sich wenigsten» vertheidigen
könne. Auf der Gasse forderte mich Hr. Brunner auf, ich
solle mit meinen Leuten auf 10 Schritte zurückgehen, allein ich
erklärte, ich lasse mich eher todtschlagen, al» diese» zu thun,
und auch meine Leute wollten diese» nicht, denn sie waren
meuchlings angegriffen worden. Herr Brunner sagt, der Hr.
Regierungsstatthalter habe nicht Ursache gehabt, Truppen
aufzubieten, da Niemand beleidigt worden sei. Ich erkläre
dagegen, daß er für diesen Schritt allerding» die beste Ursache
gehabt habe, denn die Ruhe war auf eine sehr starke Weile
gestört worden. Ich z. B. hatte Niemanden etwa» zu Leid«

gethan, und dennoch wurde ein faustgroßer Stein in das Fenster
meine» Schlafzimmers geworfen. AehnlicheS geschah an andern
Orten zu Genüge. Ist da» etwa Ordnung Ich ging während dieser

Tage mit Hrn. Zngen ear Aebi und mit dem R gierungsstalt-
halter, welche beide in amtlicher Stellung waren, nach Gad-
men, wo wir wegen einer Straße Geschäfte hatten. Dort
führten sich aber die Leute so sxandalö» auf, daß man nicht
einmal mit ihnen sprechen konnte.

Jmobersteg, Reg-Rath. ES hat vorhin den
Anschein genommen, als wolle die Diskussion aufhören. Da
dieses aber gleichwohl nicht der Fall ist, so muß ich in meiner
Stellung al» Kommissär der Regierung im Oberland Einige«
zur Satisfaktion der dortigen Beamten anführen, ohne daß ich
beabsichtige, die Verhandlungen auf ein andere» Feld zu führen,

al» wohin sie gehört. Herr Präsident, meine Herren!
Ich halte dafür, in Zeiten, wie die gegenwärtigen, werde es
den betreffenden Beamten gerade so gegangen sein, wie e» in
einem böhern Grade der Regierung hier ebenfalls gegangen
ist. Wenn man 8—15, Tage, nachdem die Aufregung ver-
schwunden ist, ruhig und sicher in einer Versammlung sitzt,
so muß man der damaligen Stimmung auch in etwa» Rech,
nung tragen. ES wäre vielleicht überflüssig gewesen, im Amte
Jnterlaken Truppen aufzubieten, da sich möglicherweis« die
Unordnung auch sonst hätt« legen können. Allein nach dem-
jmigen, wa» ich mir von Beamten so wie von andern Personen

im Oberland habe referiren lassen, war e» wirklich am
Platz einzuschreiten, und ich halte dafür» das gleiche sei mehr
owr weniger auch in OberhaSle der Fall gewesen. Ob e»

nöthig war, gerade 30 oder ä0 oder 100—200 Mann aufzu
bieten, da» kann ich nicht beurtheilen. Allein nach dem, wa»
Hr. Brunner gesagt hat, hätte auch ich, so wie die Parteien
sich gegenüber stunden, und so wie e» bereits zu Thätlichkeiten
gekommen war, ebenfalls gethan, wa» der dortige Regierung»,
statthalter gethan hat, und man kann ihm durchaus nicht den
Wrwurf machen, daß er sich übereilt habe. Wa» hat im
Oberland am allermeisten zu den Unruhen beigetragen? Die
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falschen Nachrichten, welche über die Wahlen verbreitet wurden.

Wo so große Massen einander gegenüber stehen und
Schlägereien vorfallen, in denen es tödtliche Verwundungen
gibt, sollen die VollzichangSbeamlen auch auf den Fall hin,
daß sie etwas zu viel thun, energisch einschreiten. ES freut
mich, daß im Oberhasle, sobald Soldaten anrückten, die Leute

zeigten, daß sie Ruhe und Ordnung halten können. So viel
im Allgemeinen. Ich halte nun im Fernern dafür, wir sollen
auf den heutigen Tag nicht alle Reibungen, welche im Kanton

herum staltgefunden, wieder hervorziehe«, sondern bei der
Sache bleiben. WaS die Frage deS Hrm Sretger detriffc,
wie cö sich mit d-r großen Schlägerei verhalte, so kann ich
ihm erwidern, daß die Regierung in dieser Beziehung keine

Anzeige erhalten, sondern daß sie bloß auö den öffentlichen
Blättern erfahren hat, eS sei eine Schlägerei vorgefallen. Ich
erkläre mir übrigens die Sache sehr leicht. Im Simmenlhal
ist man gewohnt nicht jedesmal zu klagen, auch wenn man sich

ein wenig abgeprügell hat. Es kann Einer bereits mehrere Löcher
im Kopfe haben und er klagt gleichwohl noch nicht. Erst
nachdem ei« Unglücksfall eingetreten, wurde vom Regierungs-
stalthalter eine Untersuchung angehoben. Als ich im
Oberländer-Anzeiger laS, daß ich einer Horde, die sich Thätlichkeiten

erlaubte, ein Belobungsschreiben habe zukommen lassen,
so dachie ich nicht daran, daß Jemand dieser Behauptung
Glauben schenken werde. Auch weiß Herr Steiger so gut als
ich, daß dieses rein erlogen ist; wenn eö nicht im Oberländer-
Anzeiger gestanden wäre, so hätte ich eine Erwiderung darauf

folgen lassen. Allein wie ich überhaupt gewohnt bin, auf
die in diesem Blatt enthaltenen Lügen nichts zu antworten»
so habe ich auch diesesmal nichts erwidert. Ich empfehle
Ihnen die Anträge deö Regierungêraihes.

Veutler. Ich spreche einige Worte, weil vorhin ebenfalls ein
Redner gesprochen hat, welcher ans einem Landesthcile herkommt,
der in finanzieller Beziehung von demjenigen nichts herauszufordern
hat, aus dem ich komme. Ich hätte nicht geglaubt, daß die heurige
Versammlung in eine solche Leidenschaft gerathen könne und ich
bedaure sehr, daß man in der letzten Zeit, und am Vorabend
deS Ablretenö dieser Versammlung, in einen solchen Kampf
kommt. Man hat in der letzten Zeit, als man das Belrei-
bungsgcsetz berathen hat, gesehen, daß man alles mögliche
angewendet hat, um einig zu werten und einig zu sein. Man
hat im Jahr 1846 gesehen, wie sich zwei Parteien zu einer
Berfassungsveränderung vereinigen konnten. Man hat in der
letzten Zeit gesehen, daß sogar die ganze Eidgenossenschaft sich
über eine neue Verfassung vereinigen konnte, und jetzt wollen
doch hier znei Parteien auftreten, oder fie find vielmehr
schon aufgetreten und sie find schon so bedeutend, daß man
nicht weiß, welches die größere sei. Soll man da etwa sagen:
bloß die eine Partei habe Recht, die andere aber Unrecht.
Man hat gesucht der frühern Negierung alle» Lob zuzuwenden,

gerade als ob fie AlleS recht gemacht hätte. So ist eS

aber nicht. ES geht in der Politik gerade so, wie es etwa
beim Prozediren in einem obscuren Handel geht, z. B. in
einer ShescheidungSstreiligkeil. Hier ist der Fehler gewöhnlich
auch nicht bloß an einem Ort, sondern er liegt auf beiden
Seiten. Ich bedaure sehr, daß es jetzt so geht und daß man
z. B. in Münflngen eine Versammlung abgehalten hat, denn
je mehr man solche Versammlungen anstellt, desto mehr
entzweit man das Volk. Soll man etwa zugeben, daß blos auf
der einen Partei rechtschaffene Männer seien, auf der andern
dageg n keine? Ich glaube diese« nicht, sondern ich halte
dafür, daS Volk sei von beiden Parteien verführt und
gespannt. ES geht mit den Parteien gerade so, wie mit einem
Pferd, das von beiden Seilen gegeiselt und gespornt wird, so
daß es nicht weiß, wo hinaus eS soll. Das Volk hat gewiß
einen gesund.n Verstand und eS weiß, waS eS will. Gegen
den jetzigen Großen Rath herrscht« die Klage, daß das
anmaßende Adsokaten-Regiment allzu sehr vertreten war. DaS
Volk sagte, so könne eS nicht mehr gehen, denn der Landmann

ist in der Behörde beim Sprechen den Advokaten nicht
gewachsen. Man wollte daher die Advokaten ein wenig
vermindern, allein der Bauernstand wollte keineswegs Patrizier
und Aristokraten wählen, denn man wußte noch aus frühern

Zeiten her, wie diese Herren regiert haben, und,,' daß mau
unter ihrer Herrschaft eben nicht goldene Zeiten erlebt hat.
Die Aristokraten glaubten, fie seien bloß zum Regieren geboren,

die Andern dagegen bloß zum Gehorchen. Natürlich gibt
eS auch unter ihnen ehrenwerthe Ausnahmen und ich will
Niemanden zu nahe treten. Allein man steht doch, wie von
jener Partei bei den Wahlen die allerschlechtesten Mittel
angewendet wurden. Ich hätte davon nichts gesagt, wenn es

nicht schon vorhin berührt worden wäre. Man hat in den

Zeitungen in Berr.ff der Münfingerversammlung behauptet,
die Liberalen haben AlleS angewendet. Ich glaube aber, von
der andern Seite sei noch viel mehr angewendet worden, denn
eS war ihnen kein Mittel zu schlecht. Die Schwarzen haben
alles mögliche ausgebeutet und Geld und Getränke gegeben,
so viel man nur wollte. Man sagt, die weiße Partei
verbreite Irrlehren, und wolle daS junge Saamenkorn den Deutschen

zuwenden. Allein daS ist nicht wahr. Ich habe mich
in dieser Beziehung oft nach meiner Ueberzeugung ausgesprochen.

Ich habe zwar keine so gelehrte Zunge und auch keine
so gelehrte Handlungsweise, allein ich habe doch eine gute
Ueberzeugung. Ich habe gekämpfl gegen daS Schulgesetz,
gegen das EmanzipationSgesetz, gegen daS Betreibungsgesetz lc.
und man hat mir deßhalb gesagt, ich gehöre auf die andere
Seite, allein da» ist nicht wahr; eS gibt eine gewisse Partei,
welche den Kopf ein wenig hoch trug, als ganz Europa sich

nach Freiheit sehnte, und welche sehe geneigt gewesen wäre,
sich dabei zu betheiligen. Diese Herren haben vergessen, daß
nach 4 Jahr-n die Zeit kommt, wo man fie wi.der entfernt,
wenn sie nicht mehr gefallen. Allein der gegenwärtigen Ordnung

ist gleichwohl nicht AlleS zur Last zu legen. WaS hat
die 30ger Regierung während ihrer langen Zeit gethan? Sie
hat keine Liquidation der Zehnten vorgenommen, sie hak keine
Reform im Ärmenwesen gemacht, und auch RichtS im Betrei-
bungSwesen, obgleich sie gute Z il dazu gehabt hätte. Ich
muß anerkennen, daß dagegen die jetzige Regierung während
ihrer kurzen Anuêdauer viel mehr ge han hat. Sie hat die
Grund- und Vermögenssteuer eingeführt und daher kommt nun
dee größte Theil des Geschreies daS man überall erhebt, indem
viele die reich sind, dennoch NichlS an die Staarslasten
bezahlen wollen. Sie beuten dann die Religion aus, und machen

ein entsetzliches ReligionSgeschrei. Ich weiß, daß im
Emmenthal und im Amtsbezirk Konolfinge», namentlich in
meiner Gemeinde, einzelne Bauern bei der Vermögenssteuer
30—40 Kronen weniger bezahlen, als fie früher an Zehnten
und Bodenzinsen bezahlt haben. Das ist gegenüber dem, waS
fie früher bezahlt haben, reiner Profit für sie. Wenn man
si-ht, wie auf der schwarzen Partei Viele find, die nicht nur
100,000 sondern viele 100,000 Franken besitzen und die den

Uebrigen vorwerfen, fie seien nur radikale Nichlshaber» so muß
man den Respekt vor ihnen ganz verlieren, wenn man fleht,
daß eS sie wurmt, daß sie nun auch etwaS bezahlen müssen.
Daher kommt die größte ReligionSgefahr, die Einen sagen

nun, die Srcesse in der Hauptstadt seien von den Aristokraten,
die Andern dagegen, fie seien von den Radikalen hervorgerufen

worden. Ich will nicht beurtheilen, woher die Srcesse
rührten, allein in jedem Fall soll die Regierung die Ruhe und
Ordnung aufrecht erhalten und zu diesem Zwecke Truppen
einberufen bis genug. Wenn man sieht, wie es in der letzten
Zeit oft von der Oppositionspartei getrieben wurde, so muß
man zugeben, daß eS eine wahre Schande ist, und daß man
unter keiner Bedingung zugeben kann, daß unser schönes
Bernerland, wo der Sitz der Bundesregierung ist, wieder unter
die Knechtschaft der Aristokraten falle. Ich glaube eS sei

unsere heilige Pflicht, den Anträgen deS Regierungsrathes
beizustimmen, obgleich es, wie Sie wissen, keineswegs meine
Gewohnheit ist, Alles zu loben, waS von der Regierung kommt.
DaS ist meine Ansicht.

F u eter. Bevor die Diskussion über diesen Gegenstand
geschlossen wird, kann ich nicht umhin, eine kurze Erwiderung

über etwas anzubringen, daS der offizielle Rapport deS

Regierungsrathes enthält. Der Bericht hat nämlich gewissermaßen

durchblicken lassen, als ob das Aufbrechen deS Pflasters

beim Nägel!-(Statlhalter.)gäßchen mit Abficht gerade auf



den Moment beabsichtigt worden wäre, wo die Sladt in
ziemlicher Agitation war. Ich glaube, eS sei jedenfalls
nothwendig, über diesen Punkt Ausschluß zu geben und 'ck^kann
dieses um so eher thun, als ich die Eh e habe, diS Präsidium
der Stavtbaukommission zu führen. Die Stadt ließ bis dahin
jeden Sommer einige Straßen mit neuen Bruchsteinen bepflastern.

Dieses Jahr dagegen wurde in Folge der großen
Ausgaben, welche die Stadt durch den Bau veS BundesrachyauseS,
durch die Verlegung des Stadtwerkhoses und durch den Bei-
krag an dem Bau deS JrrenhauseS hat, beschlossen, eS solle

kein neues Stroßenpflaster gemacht werden. Die Wittwe des

Pflästeres, welche diese Arbeit besorgt, wußte von diesem

Beschlusse nichlS und hatte zum Zweck der Pflastererneuerung
eine bedeutende Masse von Steinen angeschafft. Die Wirrwe
ist in ziemlicher Bevrängniß und hielt daher bei der Baukommission

an, man solle etwa« machen lassen, damit sie Arbeit
und Verdienst habe. Da nun die Baukommission auf der

«inen Seite gebundene Hände hatte und doch zu Gunsten dieser

Witlfrau etwas wollte machen lassen, so beschloß sie in
dem sogenannten Statthaltergäßchen eine kleine Arbeit machen

zu lassen, die sich auf keine große Summe belauft. Allein
es war weder W:lle noch Wunsch der Behörde, daß gerade

an diesem Tage angefangen werden solle. Ich erhielt ungefähr
um 9 Uhr Nachricht, daß daS Pflaster an diesem Platze
aufgerissen werde, worauf ich sogleich den Befehl gab, mit der Arbeit
aufzuhören und die aufgebrochenen Steine wegzuführen, damit
dieser Umstand nicht etwa mißbeliebig ausgebeutet werde. Ich
kann übrigens ganz gewiß versichern, daß weder beim Ge-
meinderalh noch bei den übrigen städ ischen Behörden auch nur
der entfernteste Wunsch obwaltet, Unordnungen oder Unruhen
zu haben. Ich sehe nicht ein, waS man dabei gewinnen
könnte, denn wir haben bei solchen Anlässen bloß zu verlieren
und Nichts zu gewinnen. Ich bin überzeugt, daß die Ereig-
nisft,welch« in Bern stattfanden, sämmtlich unterblieben wären,
wenn man nicht dazu provozirt hätte. WaS Herr Kurz erwähnr
hatte, wäre gewiß ohne Provokation von Seite der betreffen-
den Studirenden nicht erfolgt. Als Beweis dafür mag
dienen, daß am Wahltag selbst, wo keine Provokalionen statt-
fanden, auch keine Ruhestörungen vorfielen; ich glaube auch

die Truppenaufgebote hätten wenigstens zum Theil sehr gut
unterbleiben können. Der Regiirungsralh hat indessen in
seiner Kompetenz gehandelt und ich will daher auch seine

Maßregeln genehmigen. Etwas anderes dagegen ist es mit
der sogenannten Vollmacht, welche er verlangt; dazu könnte

ich nie und nirgends stimmen. Ich glaube, der Regierungsralh
habe ohnehin durch die Verfassung Vollmacht genug und auch

ist Niemand im Saale, welcher gesagt hätte, der Regierung«,
rath habe bis dahin nicht in seiner Kompetenz gehandelt. Den
dritten Antrag halte ich somit für überflüssig und ich trage
demnach darauf an, daß er gestrichen werde.

Karlen zu Diemtigen. Es wird mir so eben gesagt,

Hr. Großrath Steiger habe gefragt, wie eS sich mit den
Auftritten im Nieversimmenthal verhalte. ES ist mir leid daß

ich mich während dem Votum des Hrn. Steiger außerhalb
des SaaleS befand. Ich kann folgende Auskunft geben,
obgleich ich damals nicht in meinem Wahlkreis» sondern hier im
Militärdienst war. Es wurde mir mitgetheilt, die Wahlver,
Handlung in Wimmis sei ganz ohne Störung abgelaufen. Die
Parteien trennten sich, verließen auf der Stelle den Wahlplatz
und gingen friedlich nach Haus. Die Partei, welche in
Wimmis verloren hatte, nämlich die Liberalen, waren, wie eS

gewöhnlich geschieht, die ersten um nach Haus« zu gehen. Die
Liberalen von Reutigen gingen somit zuerst nach Haus, die

Schwarzen folgten ihnen nach und beim Brodhäusi kam es zu
einem Wortwechsel. Die Schwarzen, die Männer der
Ordnungspartei drangen in daS Haus des Schlossers Lüthi,
öffneten Zimmer und Schränke, um gewisse Leute zu finden.
Auf dieses hin gab es zwischen den Schwarzen, die ungefähr
60 bis 50 Mann stark waren, und den Weißen, die ungefähr
10—15 zählten, eine blutige Schlägerei und daS Traurigste
dabei ist, daß der Tod von wahrscheinlich zwei Personen die

Folge dieses Auftrittes sein wird. Einer starb bereits zwei Tage
nachher und wahrscheinlich wird ein anderer auch noch sterben.
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D -ß aber dieser Streit von den Liberalen gesucht worden sei,
das stelle ich auf das Bestimmteste in Avrede. Leute von
Wimmis, vielleicht 20—30, liefen, als die Schlägerei bekannc
wurde, zum Brodhäusi, um, wie sie sagten, zu vermitteln. Ob
sie es auch wirklich gethan haben, das weiß ich nicht. Ich
hade als Amtsverweser bereit« Untersuchungen angehoben und
meine amtliche Stellung erlaubt mir nicht mehr mitzutheilen,
als ich bereits gesagt habe.

Steig er. Ich muß dem Hrn. Karlen» der, wie eS

scheint nicht anwesend war, als ich mein Ansuchen an den
Regierungspräsidenten stellte, bemerken, daß ich durchaus nichlS
behauptet, sondern bloß dm Regierungspräsidenten gefragt hade,
wa» an den in den öffentlichen Blättern enthaltenen Mittheilungen

wahr sei, daß die Ruhe im Simmenrhal ebenfalls
gestört worden. Da der Hr. Berichterstatter von diesen
Auftritten nicht» gesagt hat, so hoff- ich, eS sei gar n'chtS
Wahres daran. Ich wünschte, daß er seinen Bericht in dieser
Beziehung vervollständige und namentlich der Behörde anzeige,
waS die Regierung oder die betreffenden Behörden für Maß-
regeln getroffen haben, um die Bürger gegen Mißhandlungen
und Unordnungen zu schützen, indem ich von einem Kollegen
aus OberhaSle gehört habe, eS seien dort bei unbedeutenden
Ruhestörungen Truppen aufgeboten worden.

Mützenberg. Ich würde nicht daS Wort ergreifen,
wenn nicht mein Kollege da (auf Hrn. Karlen zeigend), sich

einige Aeußerungen erlaubt hätte. Ich halte dafür, eS passe
wirklich nicht ganz, daß man alle Fälle, welche sich ereignet
haben, hier in der Diskussion behandle. Ich hätte daher auch
gerne das Niedersimmenrhal nicht erwähnt. Ich glaube, wir
seien jetzt so weit vorgerückt, daß Jedermann, namentlich wer
in «ine öffentliche Stellung berufen ist, die Rcitzungen zu
vermindern, statt sie zu befördern habe. Dieses ist der eine Grund,
warum ich hier lieber nichts gesagt Härte. Der andere Grund
dagegen ist der, daß der Vorfall beim Brodhäusi allerdings
untersucht worden ist. Dieser Vorfall ist der Art, daß ich
wünsche, eS möge sich kein solcher mehr ereignen. Auf daS Detail
will ich nicht eintreten, sondern bloß dem Hrn. Karlen ErwaS
erwiedern. Er hat gesagt, die schwarze Partei sei in ein
HauS gedrungen. Ich habe von jeher uns auch in Zukunft
w»rde ich eS thun, so viel als möglich darauf gehalten, Ruhe
und Ordnung zu handhaben und Unfrieden zu verhindern —
allein daS Eindringen in LüthiS Haus war nicht der erste
Akt der ganzen Geschichte, sondern geschah erst, nachdem eine
bedeutende Schlägerei stattgefunden und als schon mehrere am
Boden lagen. Dasjenige, was ich sage, weiß ich zwar nicht
auS eigener Anschauung, sondern bloß vom Hörensagen, von
solchen Personen, welche dabei waren. ES ist serner richtig,
daß Leute von WimmiS herkamen, nämlich die Ortspolizn-
behörde von dort, und diesem Umstände ist es zu verdanken,
daß die Schlägerei nicht noch viel allgemeiner wurde. Ich
glaube, daS Beste, um Ruhe und Ordnung zu handhaben, sei,
wenn jetzt von Oben herab gesagt werde, daß auf alle solche

Ercesse Untersuchung und Strafe folgen werde. Wenn
Jedermann weiß, daß die Gereckti^kUt ihn findet, so bin ich

überzeugt, daß dieses Bewußtsein Manchen zurückhält. ES
giebt viele Personen, die glauben, wenn gerade sie zu einer
Partei gehören, so sei ihnen alleS erlaubt. DaS soll aber
nicht sein, sondern wenn ausgennttett wirb, daß der Eine oder
Andere strafbare Handlungen begangene hat, so sollen ihn auch
die Folgen treffen, ohne Unterschied der Person. Was die

Vollmacht anbetrifft, welche die Regierung verlangt, so muß
ich mich auch dahin auSiprechen, daß ich sie vollkommen über-
flüssig finde; durch die Verfassung ist ihr bereits Vollmacht
gegeben, und dieses ist hinlänglich.

Herr Justizdirektor. Herr Steiger bat speziell
auf die Vorfälle in Nieversimmenthal hingewiesen und es ist
ihm bereits von zwei Mitgliedern darauf geantwortet worden.
Ich kann ferner noch die Auskunft geben, waS Hierseils für
Anzeigen gemacht worden sind, die, wie ich glaube, den Hrn.
Berichterstatter noch nicht bekannt sind. Der Negierunzsstalt-
halter von Niederfimmeulhal hat mir die amttiHe Auskunft
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peg'ben, es seien in der Schlägerei bei« Brodhäufi ungefähr
30—40 Personen verwundet worden und unglücklicher Weise

Einer sogar um da» Leben gekommen. Die Ruhe und

Ordnung sei gleich nachher wieder hergestellt worden und die
Untersuchung befinde sich im vollen Gang. Auf diesen Bericht
hin fand ich mich nicht veranlaßt, EtwaS mehr
anzuordnen, da daS Schreiben selbst sagte, eS sei alle» ruhig. So
viel über diesen speziellen Vorfall. WaS den Gegenstand
selbst betrifft, so könnte ich auch noch Einige» sagen, allein ich

will die Diskussion, welche ich als geschlossen betrachte, nicht
noch verlängern. Bloß bezüglich der Vollmacht »in» Bemerkung.

ES ist allerding» richiig, daß der RegierungSrath schon

laut der Verfassung die Ermächtigung hat, von fich au» die

nöthigen Maßregeln zu treffen, um Ruhe und Ordnung, wo
sie gestört worden, zu handhaben. Die Verfassung schreibt

aber auch vor, der Regierungsrath soll» davon jedesmal den

Großen Rath in Kenntniß setzen. Wenn Sie nun der vor-
berathenden Behörde diese Vollmacht ertheilen, so wird diese»

keinen andern Zweck haben, al» den RegierungSrath in einem

ähnlichen Fall der Einberufung de» Großen Rathe» zu
entheben. E» wird Ihnen gewiß nicht angenehm sein, au» allen

Theile« de» Landes herberusen zu werden, um im vorkommenden

Fall eine solche Maßregel zu genehmigen.

Tscharn er, Fürsprecher. Bezüglich der Vollmacht
nehme ich die Freiheit, auf die Verbalien der Verfassung und
insbesondere auf die Artikel 37 und 40 derselben hinzuweisen.
ES dünkt mich, diese Bestimmungen seien durchaus hinreichend,
die Regierung zu ermächtigen, alles vorzukehren, wa» nöthig
ist. Der ordentliche Fall und der außerordentliche ist vorgesehen.

In außerordentlichen Fällen hat die Regierung den

Eiitscheid de» Großen RalheS einzuholen, wenn besondere Maß.
regeln nothwendig werden, und nur für diesen Fall könnte

allsällig der R gierungsrath spezielle Vollmachten verlangen.
Eine allgemeine Vollmacht zu ertheilen, sollen wir un» aber
hüten. Ich halte übrigen» die Sache für nicht halb so

gefährlich. Die Regierung hat ja die Kompetenz, einzuschreiten.
Auf der andern Seite aber müßte man für jeden Fall die

Worte dem regierungsräthlichen Antrag Nro. 3 beifügen:
„innerhalb der Schranken der Verfassung und der Gesetze"/ wenn
eS allfällig zu Srlheilung von Vollmachten kommen; sollte.
Sehen wir unS da nicht vor, so könnte un» der Regierung»,
rath eine theure Uerte machen. Denn solche Vollmachten find
gerade in Bezug auf den Kostenpunkt gefährlich, besonder» in
Momenten," wie der gegenwärtige. Ich möchte nicht, daß nach
dem Ablauf unserer AmtSperiod» hintendrein noch Mitglieder
de» Großen Rathe» auf die Erlhetlung einer Generalvollmacht
hin für eine theure Uerre könnten verantwortlich gemacht werden.

Rubin. Ich hätte da» Wort nicht ergriffen, wenn nicht
Herr Regierungsrath Jmobersteg gesagt hätte, er wisse nicht,
von welcher Seite im Oberland der Streit provozirt worden
sei. Ich erlaube mir bloß ein paar Worte, um Etwas
anzuführen. Nach der Münsingerversammlung versammelte fich in
Jnrerlaken eine gewisse Klasse mir Musik (e» waren Schulbuben

und Frauen dabei) und machte einen Zug bis nach
Unterseen. Bei mißbeliebigen Häusern machten sie großen Lärm;
und wer war dabei? Unser Gerichtspräsident Gusset und der
Regierungsstatrhaltsr Seiler, welche gerade Ruhe und Ordnung
hätten aufrecht halten sollen.

S ch l ä p p i. Ich hätte zu der ganzen Historie kein Wort
gesagt, wenn nicht mein Kollege Rubin Einiges aus unserer
Gegend angebracht hätte. Vorläufig weiß man, wer die
Münsingerversammlung provozirt hat; darüber braucht es keine
Auskunft. Man kennt auch die Folgen dieser Versammlung.
Man kennt die Geldanwendungen, welche damal» im Oberlande
gemacht worden sind, und mit welchen man noch gegenwärtig
fortfährt, indem man Essen und Trinken spendet und zwar auf
Kosten von derjenigen Partei, von welcher Herr Brunner
beliebt zu sagen, es seien unsere Gegner, d. h. die Gegner der
Regierung. Darüber, daß in Jnrerlaken eine Partei nach der
Münsingerversammlung Lärm gemacht habe, ist so viel zu
bemerken, daß dort allerdings ein Mufikkollegium ist, welche»

einen Umzug machte. Ob Schulkinder demselben nachliefen,
weiß ich nicht, daß aber der Regierungsstatlhalter und der
Gerichtspräsident dem Zuge beiwoholen, der nach Unterften
gieng, da» wird ihnen Niemand zum Vorwürfe machen können.
Die Maßregeln de» Regierungsstatlhalter» von Jnterlaken in
Betreff der Truppenaufgebote, kann ich nur loben. Ich ver-
wundere mich bloß, daß man e» so lange gehen ließ. SS war
schon, bevor Truppen aufgeboten wurden, so w.it gekommen,
daß 3 bis 4 Männer der Oppositionspartei erklärten, sie wolle«
zu der weißen Fahne übergehen, uns daß sie verlangten, daß
man einschreite. Das kann ich beweisen. ES ist ferner
folgende« Faktum bekannt. Am 5. Mai gieng unser Gerichtspräsident

von WilderSwyl nach Jnterlaken. Der Knecht des
Bäck-r» Bhendnahm ihaauf sein Fuhrwerk und als sie außerhalb
deâ Dorfes gekommen waren, schrie ihnen die schwarze Partei
alle erdenkliche Schimpfnamen nach Die Liberalen giengen
auf dieses hin auS dem Dorfe, um zu sehen, ob man fich
vielleicht an dem Gerichtspräsidenten vergreife. Da gerade
konservative Griadelwalder da waren, welche ihren Sieg verkündeten,

so siengen diese ein« Schlägerei mit ihnen an; ihr Unter,
nehmen siel aber nicht sehr günstig für fie auS, denn noch jetzt
ist einer der schwarzen HändelSstifter in Folg« der erhaltenen
Schläge krank. Bei der Wahlversammlung von Zweilürschenen
ferner machten die Grindelwalder, welche konservativ find, zwei
Drittheile der Versammlung aus, während die Lauterbrunner,
die liberal find, bloß einen Drittheil halten. Die Grindelwalder

machten nun schon beim Ausgang ihre» Thale» Halt,
und ließen ihren Leuten nicht weniger als 150 Maß Wein
geben, so daß fie schon angetrunken und wie wüthende Löwen
auf den Wahlplatz kamen. WaS begegnete nun weiter? Noch
am gleichen Morgen wurden, wie ich selbst gesehen, von einem
gewissen Friedrich Seiler, genannt der Frutig.Seiler, fünf
Saum Wein auf den Wahlplatz geführt und in Zwnlütsch-nen
auSgetrunken. Diese Leute stießen Drohungen von Brandstiftungen

auS und schlugen dem Wirthe Fenster und Thüren
ein. SS wurden dabei mehrere Leute verwunder, und noch jetzt
sind einige davon krank in der Norhfallstub« in Jnterlaken.
SS ist mir bekannt geworden, daß seither alle Mal die Lür-
schenthaler, wenn sie in Geschäften nach G iudelwald gehen,
mißhandelt werden; namentlich von Emem, welcher ein
friedliebender Mann ist, weiß ich, daß ihm zwei Zähne e «geschlagen
wurden, und daß er am Kopf Wanden erhielt. Solche
Anzeigen find bereits mehrere eingegangen. Man will allerding«
jetzt der Regierung die Kosten, welch« durch die Aufgebote
verursacht wurden, al» unnütz in die Schuhe schieben; allein daß
die Aufgebote nicht nothwendig gewesen, da» sagt nur eine

Partei, nämlich diejenige, welche die Unruhen gest ftet hat.
Die ganze weiße Partei wird aber etwa» Ander» sagen. Ich
will noch kurz «inen Umstand berühren» der vielleicht ein Grund
sein mag, warum man in Grindelwald so konservativ ist. ES
ist nämlich dort eine deutsche Gräfin, welche sehr reich ist und
einen wahren Palast bauen läßt. Sie hat groß und schön
Geld schon zum Zweck der Münsingerversammlung ausgegeben
und ihre Knechte auf di, Löwenmatt« geschickt. Ich weiß auch,
daß da» fünfsäumige Faß Wein, von welchem ich vorhin
gesprochen habe, auf ihre« Befehl geliefert wurde. Ein solche»
fürstliches Treiben von fremden Gräfinnen soll auf unserm
heimischen Boden nicht gestattet werden. Ich glaube, es wäre
am Platz, gegen diese Gräfin von Schwarzburg-SonderS-
hausen, wie sie fich nennt, eine Untersuchung einzuleiten, um
ihr das Handwerk zu legen. WaS die Verfassung betrifft, so

muß ich sie ander» auslegen, al« Herr Fürsprecher Tscharner»
und stimme mit voller Ueberzeugung dahin, daß e» erforderlich
sei, dem RegierungSrath die verlangte Vollmacht zu geben,
indem ich Ruh» und Ordnung handhaben möchte.

»

v l ö s ch. Hr. Präs., m. Hrn. I Ich denke, die zwei erste»
Anträge de» RegierungSrathe» können im Ernst keinem Zweifel
unterliegen. Richt daß man über das Maß der Truppenaufgebote

nicht auch verschiedener Anficht sein könnte! Ich wenigsten»

glaube, wenn einerseits weniger geschehen wäre und
andererseits mehr, so wären die Gemüther beruhigter geblieben,
und die Sache wäre besser gekommen. Allein für mich ist auch
der Grundsatz maßgebend, daß e» eine schwere Last ist, die



Verwaltung eineS Lande» zu tragen, und für die Ruhe und
Ordnung desselben einzustehen. Ich kann daher die von der
Regierung getroffenen Maßregeln billigen und auch für den
Kredit stimmen. Betreffend den letztern Punkt, erlaube ich
mir nur eine Anfrage: Nach dem Bericht der Regierung hätte
ein Truppenaufgeboc zu Gunsten einer benachbarten Regierung
stattgesunden, und zwar auf offizielle Anzeige hin. Ist dieses
der Fall, so hat jener Kanton nach meiner Anficht d e Kosten
zu tragen, und ich möcht« unsererseits die Geltendmachung die«

ser Ansprache nicht unterlassen sehen. WaS sodann die
verlangten Vollmachten betrifft, so find fie der Art, daß ich auch
nicht dazu stimmen könnte, obwohl ich der Sache selbst nicht
entgegen bin. SS wird ganz gewiß eine üble Interpretation
nicht ausbleiben. Denn so wie die Vollmachten verlangt werden,

find fie nicht nothwendig, und man wird vielleicht gerade
daS Gegentheil, alö waS man beabfichtigt, damit erzwecken.
Ein Motiv find« ich ganz anerkennenSwerth. Wie nämlich die

Regierung einerseits nach der Verfassung daS Recht hat,
vorläufige Maßregeln zu treffen, so ist fie andererseits freilich auch
Verpflichtet, sofort die Genehmigung deS Großen RatheS
einzuholen, und eS könnte daher der Fall eintreten, daß der Große
Rath bald wieder zusammentreten müßte in Folge von der
Regierung getroffener Maßnahmen. Dieselbe möchte nun diesen

Uebelstanv vermeiden, und daS ist ein Motiv, daS ich achte.
Allein mir scheint eS, die Regierung sollte mit der Mehrheit
und der Minderheit dieser Versammlung einverstanden sein.
Könnte fie sich nicht entschließen, den dritten Theil ihreS
Begehren» zurückzuziehen? Beharrt fie darauf, so müßt« ich
dagegen stimmen; aber ich erkläre, daß ich eS ungerne thue. SS
möchte den Schein gewinnen» als wolle man daS Aasehen der
Regierung schwächen, und diesen Schein möchte ich vermeiden.
Ich stelle daher die Bitte an die Regierung, fie möchte ihren
dritten Antrag zurückziehen. Dieß in erster Linie» aber nicht
in dem Sinne, als wollte ich ihr die verfassungsmäßigen
Vollmachten streitig machen. Zu deren Anwendung hat fi« die Be-
fugniß und die Pflicht, und ich verwahre mich gegen den vorwarf

als stünde eS in meiner Abficht, die Anwendung
derselben zu verhindern. In zweiter Linie sodann stelle ich den

Antrag, daß dem dritten Theile deS regierungSräthlichen
Antrages die Worre deS §- 8? der Verfassung beigefügt werden:
„tu den Schranken der Verfassung und der Gesetze."

Bützberger. Ueber die Sache selbst will ich nicht
eintreten, indem ich dafür halte, die Diskussion sei hinreichend
erschöpft. Ueber den Antrag deS Herrn Blösch dagegen
erlaube ich mir zwei Bemerkungen. Ich erkläre gegenüber dem
Antrage deS Herrn Blösch, wie dieser eS gegenüber dem
Antrage deS RegterungSralhe« gethan hat, daß ich ihn in keiner
bösen Absicht bekämpfe. Mit dem gestellten Antrage wird nämlich

durchaus nichts anders gesagt, als waS der Antrag de»

RegierungSratheS selbst enthält. Der Antrag des RegierungS-
rarhe» sagt, man solle dieser Behörde vorläufige
Vollmacht ertheilen zu Anwendung der ihr nothwendig scheinenden
polizeilichen und militärischen Gewalt. Nun sagt aber der
z. 40 der Verfassung, die Regierung könne in Fällen von
dringender plötzlicher Gefahr „die vorläufigen Sicherheitsmaßregeln
anwenden." Wer wird nun darüber urtheilen, wie große
Sicherheitsmaßregeln im gegebenen Falle nothwendig sein
werden? Offenbar gerade die Regierung. Wenn es dieser Behörde
überlassen bleiben muß zu beurtheilen, wie viel Hülfe
nothwendig sei, so ist dieses ja mit demjenigen, waS die Verfassung
sagt» ganz identisch. Sin zweites Motiv, das mich gegen diesen

Zusatz stimmt, ist folgendes: Ich erblicke darin ein
Mißtrauensvotum gegen die Regierung, und wenigstens in diesem

Augenblick möchte ich ihr ein solches nicht ertheilen. Ich habe
durchaus keinen Grund zu glauben, daß die Regierung eine
verfassungswidrige Hülfe anwenden würde. Die ganz«
Versammlung muß ja eingestchen, daß die Regierung nicht mehr
gethan habe, als was gerade durchaus nothwendig war.

v. Tillier. Ich müßte hingegen zu dem Zusätze deS

Herrn Blölch stimmen, obwohl ich eben so wenig Mißtrauen
gegen die Regierung hege, als irgend Jemand in dieser Ver-
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sammlung. Allerdings mag es dazu kommen, daß im Zustande
der Aufregung und der Agitation Maßnahmen nöthig werden.
Ze mehr ich dem Gang der Dinge ins Auge geblickt habe,
glaubte ich Ursache zu haben, anzunehmen, man habe eine zu
große Meinung von den mehrfach berührten Vorgängen. Die
Handhabung der Gesetze und die Aufrechtbaltung von Ruhe
und Ordnung ist allerdings eine schwere Pflicht. Zn» Einzeln«
der Tagesereignisse will ich nicht eintreten, obwohl ich auch
Dinge anführen könnte, die mir persönlich widerfahren fiad.
Daß der Vorfall beim Zeitglockenthurm die Bedeutung hat,
welche man vorgibt, glaube ich nicht. Der Spektakel
entstand beinahe unmittelbar unter meinen Fenstern. Wer
angefangen, ob weiß oder schwarz, das erkannte ich nicht. Daß
übrigens die Sache nicht so bedeutend war, kann ich mir auch
daraus erklären, daß Jemand neben mir während des ganzen
Tumult» fest einschlief, und ich hätte mich wenigstens von dem,
waS ich gesehen hab«, ficher nicht veranlaßt gefunden, so viele
Truppen einzuberufen. ES will mir aus dem ganzen
Vorgange und auch aus den heutigen Verhandlungen scheinen, daß
die Meisten, welche sich in die Sache gemischt haben, nicht von
der nöthige« Unbefangenheit geleitet wurden. Namentlich war
mau auch in Betreff der Herumbiemng von Gerüchren zu un-
bedachtsam. So wurde mir am Samstag vor den Wahlen in
diesem Saale von einem Mitglieds des Nationalrathes als ganz
bestimmt mitgetheilt, eS werde am 5. Mai der Versuch
gemacht, die Regierung zu stürzen. Ws er diele Neuigkeit
vernommen hat, weiß ich nicht. Ich bedaure solche Erfindungen,
weil fie eine Mißachtung deS Volkssinnes für Gesetzlichkeit und
Ordnung find. Denn eS hat flch vor und nach den Wahlen
nicht» Solche» gezeigt, und ich hätte lieber gewünscht, man
hätt« nicht so viel Aussehen gemacht. Hat aber die Regierung
wirklich beunruhigende Berichte erhalten, so will ich ihre Vor-
stchtSmaßregeln nicht tadeln. Ich komme nun auf die Anträge
selbst zu sprechen, welche unS vom Herrn Berichterstatter der
Regierung vorgelegt werden. In Bezug auf die beiden erste»
Punkte kann ich mich einverstanden erklären; anders in Betreff
deS dritten, den ich in zwei Beziehungen auseinander halte.
Der eine Grund gilt für den Kanton Bern, der ander« für
einen Nachbarkanto«. ES ist heute nicht meine Abficht, die
freiburgischen Verhältnisse näher zu berühren; ich habe mich
an anderer Stelle bestimmt und einläßlicher über diese Frage
ausgesprochen. Sollte eS in dieser Hinficht auch zu militärischen

Anordnungen kommen, so glaube ich, unsere Theilnahme
soll eine sehr beschränkte sein, und zwar in dem Maße fich kund
geben, als eS die innern Verhältnisse der Eidgenossenschaft
fordern. Man beruft fich freilich auf eine Veranlassung von
Seite deS Herrn BundeSprästdenten. Ich bedaure nur, daß
sich derselbe in der freiburgischen Angelegenheit nicht ganz
unbefangen benommen hat, und erinnere dießfallS an seine Rede,
die er in dieser Frage an dieser Stätte gehalten. Anders
gestaltet sich die Sache, wenn eine offizielle Weisung von Seite
des BundeSratheS selbst vorliegt. Ich wiederhole eS, man soll
im Eingreifen in dieser Beziehung s-hr sparsam sein. DaS ist
der eine Grund, warum ich nicht zu allgemeinen Vollmachten
Hand bieten möchte, und dieß die Stellung, in her ich, betref-
fend die Freiburgerfrage, bleiben möchte. Den andern Punkt
beleuchtet da» Votum deS Herrn Fürsprecher Blösch hiuläng.
Uch. Ich habe nie geholfen, der Regierung eine ihr zustehende
Macht versagen. Hat diese nicht bereits Macht durch die
Verfassung? Oder wolle« wir ihr etwa» anderes geben? Zch
bezweifle es, Tit., uuv wenn wir auch wollten, so hätten wir
keine Besugniß dazu. Mit dem Zusätze des Hrn.Blösch ist die Sach«
gar nicht viel verändert. Wenden wir den An trag des Reg.» RatheS
an auf die inneren Zustände deS Kantons, welchen Schein laden wir
auf uns? Wir stellen den Kanton mehr oder minder in eine
Art von Belagerungszustand. Man hat in Europa solche
Zustände genug. Wir haben eS unS bisher zur Ehre geschätzt,
nicht nur eine würdige Ruhe in den parlamentarischen Verhandlungen

zu beobachten, sondern auch eine gewisse Ordnungsliebe
im öffentlichen Leben im Allgemeinen. Warum also in

diesen Tagen noch den Schein auf unS laden, als seien außer-
vtdentliche Maßregeln nothwendig geworden, namentlich in
diesem Augenblick? Ich möchte mich daher in Bezug auf diesen

letzten Punkt ganz der Ansicht deS Herrn Blösch anschlie-
80 *



i-56

ßen» mit des Bitte, die Regierung möchte den dritten Theil
ihres Antrages zurückziehen.

H e b l e r. Heer Großrath Bützberger hat die B Häuptling

ausgest llt, er habe die Usberzeugung, daß die Regierung
die ihr versassungs- und gesetzmäßigerweise zustehende Gewalt nicht
mißbrauchen werde. Auch ich, H-rr Präsident, meine Herren,
habe diese Hoffnung, und um mich in dieser Beziehung noch
aufzuklären, erlaube ich mir, hier noch eine Frage zu stellen,
die ich eigentlich «ich d m Schluss- der Diskussion stellen
wollte. Ich mache der Regierung keinerlei Vorwürfe, und
wünsche überhaupt, daß hie- keine Vorwürfe gemacht werden,
sondern daß die heutige Diskussion so ruhig ablaufe, daß sie

für unser Land ersprießlich sei. Dazu ist aber nothwendig,
daß Keiner mit einem heimlichen Gedanken weggehe» sondern
offen frage, w-an ihm etwas auf dem Herzen liegt. Ich frage
daher, wie es sich mit Folgendem verhält. Man hat gesagt,
die Regierung habe im Geheimen ein Korps von ä Kom-
pagnien bilden lassen (die jedoch wahrscheinlich nicht vollständig

waren), nämlich zwei Jnfanteriekompagnieri, eine Scharf«
s-Hützenkompagnie und eine Actiilerie'ompigme Wir haben
rm H alligen Bericht von diesem Umstand keine Kenntniß erhal«
ixn, uno eS wäre daher wünschenSw.rrh, wenn man unS Ars«
schluZ geben würde, ob w rklich ein solches KorpS bestanden
habe oder nicht. ÄS soll ans dem Z ugh auS bewaffaei worden

und unter das Kommando des H rrn Major und Groß-
rakh Schärz gestellt worden sein. Als Auszeichnung solle eS

sogar das eidgenössische Armband gehab? haben, das N ein an«
den zusteht, außer wer sich im eidgenöss-schen Dienste befindet.
Herr Präsident, meine Herren! Unserer Negi rung stehen die
sämmilichen Mckizen und die ganz-Bücg- schafc'zu D-enst und
ich habe die Ueberzeugung, daß kein Bürger und kein Mlliz
sich weigern würde, auf den ersten Ruf sich zum Dienst- zu
stellen und mitzuwirken für die gesetzliche Entwicklung unsec-r
Wahlzustände. EineS unserer schönsten Güter, welches wir
besitzen, ist das, daß wir keine be'onoe.e KorpS haben, sondern
daß Alles gemeinschaftlich d-e Waffen trägt. Zch^ Wünsche, d-ß
der Herr Präsident deS RegierungSrath^s dwüb.'r Auêkintt
gebe, ob dieses Gerücht gegründet gewesen sei und ob viell.tcht
ein solches Korps noch jetzt bestehe, ode. aber nicht m.hr.

Herr Militärdirektor. D es« Anfrage ist zwar
an den Herrn Präsidenten des NegierungSralb-S gerichtet.
Indessen glaube ich in meiner Stellung noch einläßlichere AuS-
kunft geben z» können als dieser. E,ne Anzayl von Ein»
wohnern von Bern gaben daS Gesuch ein, ein Bürgwwehr o er
Bürgcrwache in der Stadt Bern zur Aufrechtàalrung von Nutze
und Ordnung errichten zu dürfen, für den Fall, daß die
Regierung in Momenten d,r Aufregung nicht die nöthigen Mill l
zur Verfügung hätte. Die Reg'erung hat dieses Vorhaben
dem Grundsatze nach gebilligt. Zur Stunde aber ist diese

Bürzerwehr nicht organisirt und kein Mann davon bewaffnet.
Ein Theil davon begab sich am Abend des II dies tnS Zeughaus,

um b-n allsälligen Eventualitäten bei der Hand zu s»in.
Aber der Mililärdtrckcor gab den bestimmten Befehl, daß sich
kein Wann dieses KorpS außeihalb des Zeughauses bewaffnet
solle sehen lassen. Stellen Sie sich aus den Sranbpuykc nach den
Vorfällen vom 9. und 1st. duê, die man alS ziemlich unschuldig

wollte darstellen, von denen ich aber behaupte, daß sie bei
gegebenen Anlässen in eine blutige Schlägerei, ja selbst in eine
Schlacht hätten ausarten können. Denn ich habe die nöthigen
Kräfte, solche Dinge zu beurtheilen, und appellire iu dieser
Beziehung nicht nur an das Urtheil von Einzelnen, sondern
an dasjenige des Publikums. Am Samstag Abends waren bloß
drei Kompanien des Bataillons Ganquillel in der Stadt,
unter dem Kommando deS Herrn Major Rössel. Weitete Truppen

stunden der Regierung nicht zur Disposition, denn lne
Truppen, welche aufgeboten worden sind, rück cn erst am Sonn«
lag «in. nämlich der rechte Flügel deS Bataillons Gaag-a llel
und die Artilleriekompagitie Kistler. Weitere Vork.hrungcn,
als die im B richte angegebenen, batte die Neuerung nicht
getroffen; daoer die cr,epusnelle Anordnunz, daß Samstag
AbeudS eine Anzahl Bürger von etwa 150 bis ltzst Mann zam
Zwecke der Organisation emer Bürgerwehr sich im Zeughaus

einfanden, von denen aber noch keiner bewaffnet ist, da sich

die Waffen zur Stunde noch im. Zeughause befinden. Dieses
die Auskunft, welche ich geben k nn. Ich glaube, untee tie-
seu Umständen sei dieses durchaus der Sache angemessen.

Nig g eler. Ich würde nicht daS Wort ergriffen haben,
wenn ich nicht gewissermaßen dazu piooozirr worden wäre
durch den ersten Redner, welcher gesprochen hat. Dieser hat
mir den Vorwurs gemacht, ich habe wir in meiner Eröffnungsrede

Parteilichkeit zu Schulden kommen lassen. Dielen Vorwurf

lehne ich von mir ab. Ich habe eine so unparteiische
Darstellung des S ichSerhalts gegeben, wie «c den Verfügungen
deS Negi-ru-igsralhS zu Gcunde lag. Wenn ich näher Härte
eintreten wollen, so hätte ich allerdings etwas Anderes sagen
und schon in der E-ôffnungsrede allsällige Tha fachen anführen
können, die bewiesen hätten, daß diese Dinge nicht so ganz
zufällig sich ereignet haben, wie Herr Oberst Kurz jetzt glauben
machen will. Man hat gesagt, die Zasammeiläu?e de in Zeil-
glocken seien hauptsächlich durch Studierende provozirr worden,
und namentlich hak man daiei auf die Radikalen, als aus did
Schuldigen aufmerksam gemacht. Das ist aber, glaube ich»

nicht richtig ; es haben zwar allerdings seit längerer Zeit
Provokationen stattgefunden, allein nicht von der Seite, von welcher

es hier behauptet worden ist. Namentlich seit der Wün.
singerversammlung war die Opposition in der größten
Aufregung und es konnte fast kein Radikaler durch die Stadt
gehen, ohne beschimpft zu werden. Diejenigen, welche sich in
Schimpf- uns Drohwörlern an hauptsächlichsten belhärig'en,
waren meistens Arbeiter, welche gegenwärtig von der Stadt
beim Werkhof und beim Psisterngedäude angestellt sind, oder
sonst unter städtische» Werkmeistern stehen. Den betreff-ndin
Bauführer» war dieses zuo rläßig nicht unbekannt Ich wurde
auch mehreremale beschimpf?, allsin es ist mir ganz gleichgültig,

ob mir Jemand nachlause und Schimpfwörter nachrufe
oser nicht, und deßhalb habe ich auch aus der Sache kein

Aufheben gemacht. Ich sehe weder l nkS noch recktS, sonde n
gehe ruhig meinen Weg. Allein so wie ich, haben e» nickt
Alle, und daher ist es natürlich, daß aus den „Nassauer", den

man den Radikalen nachruft, bisweilen auch clivas ande s
folgt. Auf diese Weise giebt eS eben Aufregung, und di-se

Schimpfereien waren der Grund deS Austrittes am Abend vom
9. di ß. ES waren allerdings schon früher Reibungen zwischen
den Studierenden, iu Folg« deren die sogenannr-n Ali-Zofin-
gcr, welche sich zu den Schwarzen zählen, den soqenannl-n
N-u Zsfiugern, welche liberal sind, eine förmliche Herausior-
derung auf eine bestimmte Stunde jenes Abends zukomme»
ließen. Man wußte, daß an jenem Abend etwas gehen sollte.
Es gab einen Auflauf schon gegen 10 Uhr, als daS Theaier
ausging. WaS die Veranlassung dazu war, weiß ich nicht,
allein ich kam zufällig dazu und sah ungefähr, was sich ea
für Leute Versammelten. Man sah gu', daß die Meisten durch-
aus nicht zufällig dabei betheiligt waren. ES waren
hauptsächlich die Arbeiter aus dem Werkhos und die Angestellten
der hiesigen städtischen Baumeister, unker dem Kommando ihrer
Chefs selbst. Diese waren durchgchenSS versehen mit großen
Knitteln, wie wenn eS gerade zur Schlacht gehen sollte. Das
war wahrscheinlich auch etwas ganz Zufälliges. Ja, man sah

sogar, daß mit solchen Knitteln auch Leute bewaffnet waren,
die sonst gebildet sein wollen und zum Parriziat gehören; wabr-
scheinlich war dieses ebenfalls ganz zufällig. Man hört« diese

Leute sagen, man müsse sich am folgenden Abend wieder ver-
sammeln, und es wurde, wie mir zuverläßig bekannt ist, in die

Länggasse und in die Umgegend derStadl geschickt, um Leeue

zusammen zu bringen. ES versammelte sich auch wirklich am
folgenden Abend wieder eine große Masse von Personen, und
zwar war eine förmliche Organisation vorhanden. Ich habe

z. B. selbst sagen gebort, man solle das Losungswort holen,
und man solle das Signal geben. Man hat Pläne v rabr-det,
uno endlich hieß es wieder, als mm auSeinandec gieng. am
folgenden Abend solle erst die HiupOache kommen, da wolle
man einmal die Nassauer zusammen schlage» :e. So viel ick
von der Sache weiß, glaub« ich, der Regierunasralh habe gar
mchc übel gethan, sich auf den folgende» Abend g«iaßc z»
machen, und er habe, namentlich nachdem der Einwoh»c.ge-



meinderath erklärt hatte, er wolle für nichts mehr verantwortlich
sein, sehr klug daran gethan, das Anerbieten mehrerer

hiesiger Bürger, fie wollen behülflich sein, die Ordnung aufrecht
zu erhalten, anzunehmen. Ich habe diese Fakta angeführt,
bloß um zu zeigen, von wem die Ruhestörungen kommen. Ich
leite aber auS diesen Thatsachen noch elwaS Anderes her. Die
Erfahrung hat bewiesen, daß wenn die betreffenden Sladlbe-
hörden frühes ernstlich hätten auftreten wollen, schon der zweite
Auftritt hätte vermieden werden können. Der Kern der
Zusammenrottung bestund auS Angestellten der Stadt, auS Leuten,

die im MueS und Brod der Stadt stehen, und zu diesen

hätte eS von Seite der städtischen Behörden bloß ein ernstliches
Wort gebraucht, allfällig eine ernstliche Drohung, so wären
sie gewiß nach Hause gegangen oder sogar gelaufen. Daß diese

Behauptung richtig ist, zeigte sich am Samstag Abends. Man
wußte nämlich, daß Vorbereitungen getroffen worden, um dem

Spek akel, der stelS bis Abends spät gedauert hatte, ein Ende
zu machen. Abends um 5 Uhr erließ nun sofort auf dieses

hin der Einwohnergemeinderath seine Publikation und forderte
zugleich die betreffenden Baumeister auf, ihre Leute zu Haute
zu behalten. Diese wirkte so sehr, daß man am Abend keine

Spur mehr von Unordnung sah. Dieses läßt mich schließen,
daß wenn man keine solche Auftritle will, man fie jeden Augenblick

vermeiden kann. Sobald man fie aber wünschte, kämen
auch die Leute, welche man dabei gebraucht hat, j.den Augenblick

wieder her.

v. Tavel. Ich würde nicht ausstehen, wenn nicht der
letzte Redner den Stadlbebörden gleichsam Mitbetbeiligung an
den stattgefundenen Unordnungen vorgeworfen hätte. Diese
Vorwürfe find aber durchaus ungerecht und mit Nichts belegt.
ES mag sein, daß der Herr Präsident deS Großen Rathes
Wahrnehmungen gemacht hat; allein sie sind durchaus
unbegründet. Wenigstens so weit eö den Bau von Pflistern be-

triff, wo ich in der leitenden Behörde zu sitzen die Ehre habe,
so erkläre ich eS geradezu als eine Unwahrheit, daß die
Behörde nur im Geringsten Hand zu den Unordnungen geboten
habe. Wenn der Ecmeinderarh erklärt hat, er lehne alle
Verantwortlichkeit von sich ab, so ist dieses bloß deßhalb geschehen,
weil er nicht die hinreichende Macht halte. Die Mitglieder der
Behörde haben sich p rsönlich bethätigt und sich Mühe gegeben,
daß keine Störungen stattfinden. Sie mußten auch die
Mitwirkung deS N gierungêstallhatterS ansprechen, als auf cine

Aufforderung der Ein'wohnerpolizei die Stuvirenden sich nicht
fügen wollten, sondern erklärten, sie gehorchen bloß der
Regierung. Der Regierungsstalthalter kam auf dieses selbst an
Ort und Stell.-, und hierauf gingen die Betreffenden auseinander.

Ich st lle somit in Abrede, waS in dieser Beziehung
angebracht worden ist. WaS nun die Vollmacht betrifft, welche
der Regierungsrath verlangt, so glaube ich, eine solche liege
bereits in der Versassung und in dem Gesetz; ich glaube sogar,
es wäre à Verstoß gegen die Versassung, der Negierung eine
solche Vollmacht zu übertragen. Der H. 28 der Verfassung
sagt nämlich ausdrücklich : „Der Große Rath darf die ihm durch
die Verfassung namentlich augewicsmen Verrichtungen aus keine
andere Behörde übertragen." Der H. 40 der Verfassung sagt
dann ferner, daß wenn der Regierungsrath zu außerordentlichen

Maßregeln greifen müsse, er dem Großen Rath davon
sogleich Kenntniß zu geben und seinen Entscheid über die Weilern

Vorkehren einzuholen Habe. Nun glaube ich nicht, daß
wir eine solche Vollmacht z»m Voraus geben und zum Voraus
beschließen dürfen, der Große Rath solle von allfällig zu
treffenden außerordentlichen Maßregeln keine Kenntniß erhalten.
Wir haben nicht nur das Recht, sondern sogar die Psilcht, uns
von solchen Vorfällen in Kenntniß setzen zu lassen. Aus diesen
Gründen könnte ich nicht anders, als, wenn der Neginungs.
rrrh den dritten Antrag nicht selbst zurückzieht, daraus antragen,

daß er gestrichen werde.

Herr I u sti z dir ek k or. Da man der Auftritte vom
Donnerstag uns Freitag Abends Ipeziell nwähnt bat, so

erlaube ich mir ebenfalls einige Bemerkungen. ES îst geg»n-
wäuig eine amtliche Untersuchung angehoben und ich darf, um
dieser nicht vorzugreifen, nicht AllcS erzählen, was von daher

bereits an's Tageslicht gefördert ist. Bloß so viel: Es mag
richtig sein, daß Provokationen von Einzelnen stattgefunden;
allein so Viel ist auch richtig, daß die Auftritte vom
Donnerstag und Freitag Abends keineswegs zufällig waren. Ein
Umstand, der dieses beweist, ist der, daß am Freilag
Bietkarten ausgetheilt wurden: man solle sich am Abend auf der
Plattform Anfinden. ES geschah allerdings unter dem
Vorwand, Ruhe zu handhaben; allein ob dieses der wahre Zweck
gewesen, beweist der Umstand, daß Personen, an welche solche
Bietkarten ausgetheilt worden sind, sich bei den Auftritten am
Freitag weitaus am thätigsten gezeigt haben. Aus diesem geht
mir wenigstens hervor, baß die Zusammenläufe durchaus nicht
zufällig waren. Ein anderes Faktum ist taS, daß schon am
Donnerstag Abends ausgestreut wurde, die Radikalen
beabsichtigen, am Freitag Abends die Fenster des Pfistern Gasthofes
einzuschlagen. Dieses gab Anlaß, sich wieder zu sammeln.
Die Zofinger, welche zur schwarzen Partei zählen, wollten
Samstag Abends im Hopfenkranz Sitzung halten, und dabei
wurde ausgestreut, die übrigen Sludirendm wollen sie bann
durchprügeln. Dadurch wurde bezweckt, daß die städtischen
Arbeiter sich am Samstag Abends zum Schutze der Zofinger an
der Matte sammeln sollten, wie es denn auch geschehen ist.
Ich habe mich indessen überzeugt, daß die übrigen Studirenden,
die Helvetier (Neu.Zofinger) an jenem Abend sich nicht
versammelten und auch keine Ruhestörungen beabsichtigten, und ich
sah mich veranlaßt, auch den Zofinger» die Versammlung zu
untersagen. Es wurden dadurch alle Auftritte vermieden.
Wenn radikale Stubirende, die vom Einwohnergemeinderaw
aufgefordert wurden, beim Ständchen Platz zu machen,
antworteten, sie gehorchen bloß der Regierung, so weiß ich dagegen,

daß auch die städtischen Arbeiter oft gesagt haben, sie

gehorchen bloß der Einwohnerpolizei. ES dürfte so wohl das
Eine in dem Andern aufgehen.

Beutler. (Schluß! Schluß!) Ich wollte bloß sagen,
diß den Schwarzen bei den Wahlen kein Mitte! zu schlecht war,
und daß namentlich in unserm Wahlkreise (es wird von neuem
Schluß verlangt) eineS der schwarzen Häupter in der Kirche
sagte: man soll? die weißen Donnere Verbrennen, zu welcher
Aeußerung der dabei stehende Geistliche ein liebevolles Lächeln
Zeigte.

Herr Prä s i d e n t. Ich beme ke dem Herrn Bsutler,
daß, nachdem Schluß verlangt ist, Niemand das Wort ergreifen

darf, der schon einmal geprochen hat.

Car lin. Ick bin vom gleichen Geiste beseelt, wie Herr
Blösch: ich will Ordnung und Ruhe, und deßwegen muß ich
die von Herrn Blösch gestellten Anträge von der Hand weisen.
Wenn e» noch Zeit wäre und ich der Regierung einen Rath
zu geben hätte, so würde ich ihr sagen: sie solle den Großen
Rath nicht um die im H 3 enthaltene Vollmacht angehen,
indem dies« doch vollkommen unnütz sei; die Vollmacht, die vcr-
langt werde, stehe ihr in Gemäßhtic der Verfassung selbst schon

zu. Warum sie dennoch verlangen? Verzichte man darauf.
Allein darum kann es sich nicht mehr handeln, eS ist zu spät.
Die Regierung hat vor den Großen Rath drei Anträge
gebracht. Was wäre nun die Folge, wenn man den Regierungs-
rath anhalten würde, einen dieser Anträge zurückzuziehen? Er
würde dadurch nicht nur eine politische, sondern auch eine
parlamentarische und moralische Schlappe erleiden. Nun, weine
Herren! der Ausrechthaltung der Ordnung zu lieb muß man
den Regierungsralh um keimn Preis einer solchen Schlappe
aussetzen; er würde dadurch sein Ansehen verlieren, uns es

würde ihm dazu die Administration, wenn nicht unmöglich,
doch sehr schwielig. Sein Ansehen soll nicht geschwächt werden;

geben wir ihm jede Vollmacht, um die Ordnung und
Ruhe aufrecht zu erhall-n. Was mich also anbewsst» so will
ich, ohne weiter nachzuforschen, was in der Verfassung steht
oder nicht steht, und um jene moralische Schlappe zu vermei-
den, dem R-gierungsrarhe die Hände nicht binden. Ich stimme
demnach zu seinen Anträgen.
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Tscharner zu Kehrsatz. SS bedauert gttviß Niemand
mehr die lange Diskussion und die berührten Verhältnisse, alS
ich, und man sollte daher auch daS Tribunal nicht länger in
Anspruch nehmen. Allein ich kann nicht anders, alS bemerken,
daß, wenn auf eine so erschöpfende Diskussion hin die betreffende

Behörde sich eineS Bessern besinnt. und wenn sie selbst

sieht, daß sie andere Anträge stellen sollte, sie sich jedenfalls
nicht zu scheuen hat, zu erklären, sie habe sich durch die
Diskussion eines Bessern belehren lassen. Wozu find sonst die

Diskussionen, außer um Belehrung zu geben? Man darf auf
eine Diskussion hin sehr gut zurücktreten und sagen, man habe
die Bedenken nicht mehr, die man früher hatte. Ich für meinen
Theil möchte mich gegen den Verdacht verwahren, als wollte
ich noch tu der letzten Versammlung unserer AmtSdauer
allfällig eine Bestimmung der Verfassung übergehen, bloß um
einen gewissen moralischen Sindruck hervorzurufen. Ich für
meinen Theil werde zur Ertheilung der Vollmacht nicht stimmen

weil man sie gerade dadurch begründet, daß eine
Verfassungsbestimmung nicht berücksichtigt werden solle.

Carlin. Ich habe nie beantragt, man solle die
Verfassung nicht berücksichtigen, sondern gerade daS Gegentheil;
ich bin somit durchaus nicht widerlegt worden.

Matthyö. Bloß ein Wort über den dritten Antrag deS

RegierungSrarheS. Ich kann nicht begreifen, daß Herr alt-
Regierungsralh Tscharner sich dießfall« veranlaßt findet, eine
förmliche Verwahrung zu geben. Der dritte Antrag geht einfach

dahin, der Große Rath möchte den RegierungSrath ermächtigen

bis zu dem Amtsantritt der neuen Behörden die ihm
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung so-
wohl in der Hauptstadt, al« im übrigen Kanton nothwendig
scheinenden polizeilichen und militärischen Maßregeln anzuordnen.

Herr Präsident, meine Herren! Wenn der Große Rath
diesen Antrag zum Beschlusse erhebt, wird irgendwie gegen die
Verfassung, gegen ein bestehendes Gesetz oder gegen eine be-
stehende Verordnung angekämpft? Nein, sondern dem
Regierungsrath wird bloß die Gewalt gegeben, innerhalb der Schranken

der Verfassung und der Gesetze dasjenige anzuordnen, waS
sich als nothwendig herausstellt. AuS diesem Grunde, weil der
Antrag deS RegierungSratheö verfassungsmäßig und gesetzlich
ist, stimme ich in der letzten Sitzung zu demselben.

Herr Berichterstatter des Regierungsrathes. Ich will,
um mich möglichst kurz zu fassen, nicht auf AlleS eintreten,
waS hier angeregt worden ist, sondern bloß Einzelnes wider-
legen, und beginne mit demjenigen, waS Herr Brunner von

^
Oberhasle gesagt hat, nämlich: Ruhe und Ordnung sei dort
nie gestört worden, sondern der RegiernugSstatthalter habe bloß
auS Furcht Truppen aufbieten lassen. Zch erlaube mir, den
Herrn Großralh Brunner in dieser Sache als nicht ganz
unparteiisch anzusehen. Die siegend« Partei hat, so vich ich auS
dem Vortrage deS Herrn Brunner entnommen, mit der Kolonne
einen Umzug gemacht und nicht unbedeutende Demonstrationen
von sich gegeben; auch war fie noch am Montag nach den
Wahlen vollständig bei einander. Wenn die am Montag noch
versammelte Kolonne Steine auf Häuser warf und Personen verletzte,
so war es allerdings am Platz, militärische Maßregeln zu
treffen. Solche Auftritte find nicht so anzusehen. alS ob eine
Magd ein Kachel! zerbrochen hätte, sondern dieses find Umstände,
die allerdings befürchten ließen, e« könnte noch mehr folgen.
Das Verhältniß ist bei solchen polirischen Auftritten gerade
gleich, wie wenn ein Strom anfängt, seine Ufer zu übersckrei-
ten. Zuerst sickert daS Wasser bloß durch; allein am Ende
bricht es sich eine Oeffnung und strömt mit Gewalt durch, so
daß man ihm nicht mehr Meister wird. Wenn der Regierungs-
statlhalrer von Oberhasle nicht Maßregeln getroffen hätte, so
wäre eS gewiß dahin gekommen, daß, wie Herr Brunner
vielleicht sagen mag, die Ordnung zwar nicht gestört worden wäre,
allein der R-gierungsstatlhalter doch mit seiner ganzen ihm zu
Gebote stehenden Gewalt der Bewegung nicht mehr hätte Einhalt

thun können. So viel über diesen Punkt. Was die Vorfälle

im Niederstmmenthal betrifft, so ist auf die Anfrage des
H rrn Steiger bereits geantwortet worden. Es ist unrichtig,

wenn behauptet wird, eS sei von Seite der Behörden Nichts
gemacht worden; denn diese haben AlleS gethan, waS gesetzlich
möglich war, indem sie eine amtlich« Untersuchung anhoben.
Die Prügelei selbst konnte man natürlich jener Oertlichkeit nach
nicht verhindern. Bezüglich der Ruhestörungen in der Hauptstadt

selbst, haben die Herren Fueter und Tillier gesagt, die
stattgehabten Auftritte seien ganz unbedeutend gewesen. Her«
Präsident, meine Herren! Gegenüber dem Herrn Großrath
Fueter berufe ich mich namentlich auf daS gemeindräthliche
Schreiben vom 10. d>, nämlich vom Freitag Abend; auS diesem

mögen Sie dann selbst entscheiden, ob daS Urtheil deS Herrn
Fueter mit demjenigen, was in diesem Schreiben gesprochen
wird, übereinstimmt. Dieses Schreibe« sagt nämlich; „Der
Polizei und später auch dem herbeigerufenen Militär gelang
eS, obwohl mit äußerster Mühe, einen Konflikt zu verhüten,
der die traurigsten Folgen hätte haben müssen." Weiler hinten
sagt daS nämliche Schreiben: „Der Gemeinderath muß sich

gegen alle Folgen, die namentlich unter den gegenwärtigen
Verumständungen daraus entstehen können, daß diese Verhältnisse

nicht regulirt sind, nachdrücklichst verwahren, namentlich
insofern die Einwohnerschaft sich veranlaßt fände, die Stelle
der Polizei selbst zu übernehmen und der Erneuerung von
Tumulten von sich auS ein Ziel zu setze«, wie dieß bereits
angekündigt worden ist." Wenn der Gemeinderath sich so au»-
spricht, daS Militär und die Polizei zusammen haben kaum
Ordnung machen können, und wenn sich die gleiche Behörde
noch gegen alle Folgen verwahrt, und zwar namentlich gegen
die Folge, daß die Bürger selbst aufstehen könnten, um die

Ordnung zu handhaben, so ist eS in einer Stadt von nnhr
alS 25,000 Seelen nicht mehr so leicht zu nehmen. Der
RegierungSrath hat dann ohne Zweifel die Pflicht, nicht bloß
drei Kompagnien zum Schutze der Ordnung zu gebrauchen.
Der Regierungsstatthalter hat am Schlüsse seines Schreibens,
daS er an den RegierungSrarh geschickt, Folgende» gesagt:
„Dergleichen nächtliche Auflaufe, wie sie an den letzten zwei
Abenden stattgefunden, wo glücklicherweise Thätlichkeiten zwar
verhindert werden könnten, woraus aber die bedauerlichsten
Exzesse entstehen konnten, dürfen sich nicht mehr wiederholen.
Zch glaube Sie daher ersuchen zu sollen, durch Anwendung
militärischer Maßregeln die Polizei, deren Bemühungen
gewöhnlich in solchen Fällen gegenüber der hiesigen übergroßen
Bevölkerung von geringem Erfolge sind, noch fernerhin zu
unterstützen." Ich war am nämlichen Tage persönlich beim
RegiernugSstatthalter, und er hat entschieden die Ansicht
ausgesprochen, solche Zusammeuläuf« könnten leicht anschwellen, bi»
am Ende eine unheilvolle Kollision entstehen würde. Ich gebe

zu, daß man eS vielleicht auch mit weniger Militär hätte
machen können, alS aufgeboten worden ist; allein in solchen Fällen,
wo man daS Ende der Geschichte nicht voran» sehen kann, soll
die Regierung den Grundsatz befolgen, nicht etwa 3
Kompagnien einem Gemetzel auszusetzen, sondern sie soll ihr
Möglichstes thun, um allen solche» vorzubeugen. Wenn die Regierung

mit 3 Kompagnien hätte einschreiten lassen und vielleicht
30 Soldaten getödlet worden wären, so hätte man ihr gewiß,
und zwar mit Recht, strenge vorwürfe gemacht. Ueber die

Frage, ob die Auftritte denn wirklich so bedeutend gewesen
seien, spreche ich mich noch einmal dahin auS: Wenn die
Regierung nicht gezeigt hätte, daß sie Kraft chabe und daß sie

einschreiten will, so hätte die Sache leicht eine gefährliche Wendung

nehmen können. Man hat gesagt, die Unruhen hätten
keinen politischen Charakter und auch keinen Plan gehabt.
DieseS gebe ich zu, namentlich waS die Stadtbehörden betrifft.
Allein ein Plan macht sich bald, wenn solche Auftritte einmal
ihren Anfang genommen haben, und namentlich auf das Faktum,

welches der Herr Justizdirektor angebracht hat, eS seien
Bietkarlen ausgetheilt worden, ' um sich auf dem Kirchhof zu
versammeln, so weiß ich nicht, ob man auch wirklich bloß
Ordnung schaffen wollte, und ob man dabei geblieben wäre, einig«
Studenten auf dem Ständchen abzuprügeln. Im Anfang war
allerdings bei der Sache kein politischer Plan; allein er wäre
wohl nachgekommen, und er war auch bereits da. Die politische

G-sinnung in der Stadt ist bei dem größten Theil der
Bevölkerung gegen die Regierung, und wenn EtwaS lssgeht,
so ist eS gerade so, wie wenn ein Feuecfunken in ein Pulver-
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faß kommt: eS geht alleS auf einen Schlag los. Wenn auch
die Stadtbehörden glauben, ihre Pflicht gewissenhaft zu erfüllen,
so bleibt gleichwohl immerhin eine Lücke da; denn wenigstens
mit Begeisterung stehen fie den Staatsbehörden nicht zur Seite,
und dieses könnte man doch bei den gegenwärtigen Einrichtungen

von ihnen verlangen. Was daS Urtheil des Publikums
selbst betrifft, wenigstens der Minderheit desselben, daß die
Stadtbehörden nicht Alles thun, was ihuen möglich sei, so ist
eS Thatsache, daS am Donnerstag Abend der Herr
Polizeipräsident Herrmann auftrat und öffentlich ausrief: „Männer
der Ordnung, zur Sammlung bei der Einwohnerpolizei!" Dieses

scheint zwar ganz unschuldig; allein wenn man bedenkt,
waS ein solcher Aufruf für eine Bedeutung hat, und daß, wie
sich die Bezeichnungen gebildet haben, dieses ein reiner Parteiaufruf

war, so mußten sich dadurch alle diejenigen gestoßen
fühlen, welch» sich nicht zu den sogenannten Männern der
Ordnung zählen. SS wurde ferner durch 3 Zeugen deponirt,
daß ein Polizeidiener der Stadt in der Mille von Blousen-
männera beim Zeitglocken aufreizend gegen die „Nassauer"
gesprochen und gesagt hat, man müsse einmal „fertig" machen

v. f. w. Wenn solche Thalsachen vorfallen, so muß das Publikum

mißtrauisch werden, namentlich wenn damit in Verbindung

gebracht wird, daß der Einwohnergemeinderath gegen alle
Verantwortlichkeit prvtestirt und sagt, es könnte den Einwohnern

einfallen, selbst Polizei zu halten. Das find alleS
Thalsachen. Nach den Akten zu schließen, glaube ich, eS haben
Provokationen von beiden Seilen stattgefunden; daß fi« aber
bloß den radikalen Studirenden zur Last fallen, ist nicht richtig.

Unter der hiefigen Studentenschaft find zwei Parteien, von
denen stch die eine Alr-Zofinger und die andere Neu Zofinger
nennt; jene find die Schwarzen, diese die Liberalen. Ja der

letzten Zeit haben die Alt Zofinger ihre Gegner namentlich durch
zwei Thalsachen provozirt. Am Wahltage selbst verricht«tea fie
nämlich im ganzen Kanton herum für die schwarze Partei
Staffetendienst und brachten am Abend die Nachrichten der
schwarzen Wahlen hieher zum Storchen. Dieses mußte
natürlich den übrigen Studirenden auffallen und fie stoßen. Am
folgenden Abend wurde an die Versammlung der Helvetier
(Neu-Zofinger) vom Storchen aus eine förmliche Abordnung
der Alt. Zofinger gemacht, dahin gehend, fie sollen am Abend
beim Ständchen sein, da werde man ihnen den Meister zeigen.
Auf diese Vorgänge hin ist zu begreifen, daß Provokationen
stattfan'en und daß einem Studemen auf dem Ständchen der

Hut abgeschlagen wurde. Dieses ist nämlich der Bürger, von
welchem Herr Kurz gesprochen hat. Daß dieß einzig der Anlaß war
zu den Zusammeuläufen, ist ganz unrichtig. WaS im w-itern
die Provokationen in der Stadt betrifft, so enthalte ich mich
aller Aeußerungen, weil ich selbst mehrere Male beschimpft
worden bin und mir namentlich der Ausdruck „Nassauer" vielfach

nachg-rufen worden ist. Dem Vorfall mit den Pflastersteinen,

über welchen Herr Fueter Auskunft gegeben hat, will
ich keine besondere Absicht unterlegen. Allein da er sich

gerade am Vorabend eines Sonntags ereignete, am Tage, nachdem

die Auftritte beim Zeitglocken stattgefunden hatten, und

zwar im Näzeligäßchen, wo dem Wirth Fankhauser Scheiben
eingeschlagen worden waren, so mußte eS natürlich der Regierung

auffallen, indem Pflastersteine » wie bekannt, leicht zu
Waffen in den Händen der Bürger werden können. Der Re-
gierungSstatthalter gab daher sogleich den Befehl, die Steine
wegzuschaffen; ob fie infolge des Befehls des Herrn Fueter
oder deS Regierungsstatthalters weggeführt wurden, weiß ich

nicht. Allein eine auffallende Thalsache bleibt es. So viel in
Betreff der verschiedenen Ereignisse. Die angehobene
Untersuchung wird herausstellen, was herausgestellt werden kann,
obgleich es schwierig sein wird, die Hauptschuldigen herauszufinden

wie eS gewöhnlich bei Untersuchungen geht. Ueber

Störungen von Ruhe, die in Jnterlaken vor dem Wahltag
stattgefunden, weiß die Regierung Nichts. Daß Musik gemacht
wurde, ist möglich, dieses ist noch an vielen andern Orten
geschehen; allein dieses ist kein Grund, zu sagen, die Ruhe sei

gestört worden. WaS endlich die Anträge der Regierung
betrifft, so ist bloß der dritte angefochten worden, und zwar von
Herrn Großralh Blösch mit der Bitte, die Regierung möge
ihn zurückziehen. Ich, als Berichterstatter, kann dieser Bitt«

nicht entsprechen. Es sollen ferner die Worte beigefügt werden:

„innerhalb der Schranken der versassung und der Gesetze."
Allerdings! Wenn man die Sache rein rechtlich nimmt, so hat
die Regierung laut der Verfassung die Vollmacht, jeden Augenblick

daS ganze Kontingent, Auszug und R-serve, aufzubieten.
Die einzige rechtliche Folge ist die, daß der Große Raih sofort
einberufe« und davon in Kenntniß gesetzt werden muß. Wenn
man nicht will, daß der Große Rath in den letzten Tagen
der AmcSdauer, wo möglicherweise eine Aenderung der Aufge-
botsverhältnisse eintritt, sich zur Genehmigung der noihwenbi-
gen Maßregeln versammeln solle, so gebe man ihm die
verlangte Vollmacht. Ueberdieß ist eS, bei den gespannten
Verhältnissen, welche gegenwärtig im Kantone sind, nothwendig,
daß der Regierung durch Ertheilung einer Vollmacht die nöthige
Autorität ertheilt werde. Dabei erkläre ich ganz bestimmt,
daß die Regierung keine andern Maßnahmen im Auge hat,
als die VerfassungS- und gesetzmäßigen, und daß sie kerne
Gewaltstreiche machen will, sondern bloß bezweckt, „die nothwendigen

polizeilichen und militärischen Maßregeln anzuordnen."
DaS ist aber noch lange keine allgemeine vollmacht, wie man
fie genannt hat. ES ist auch unrichtig, daß dasjenige darin
liege, waS Herr v. Tillier gesagt hat, nämlich daß man im
Kt. Freiburg Ordnung schaffen wolle mit Uebergchung dec Bun-
deSbehörden. Vom Kr. Freiburg ist gar keine Rede in dem Antrag.
Wenn wir dagegen in Folge der Bundesverfassung durch die eidg.
Behörden beauftragt werden, Truppen in den Kr. Freiburg zu
schicken, so werden wir eS thun. Da haben ohnehin die kantonalen

Behörden NichtS zu entscheiden. Schließlich noch ein paar
Worte über den Punkt, den Herr Blösch angeregt hat, man
solle nachsehen, ob nicht die Kosten der Aufgebore dem Kanton
Freiburg auferlegt werden können. Das Schreiben der
dortigen Regierung ist so, daß es eine Mahnung zum eidgenössischen

Aufsehen enthält. Man kann eS mittheilen. (Dasselbe
wird abgelesen.) DaS Schreiben langte ungefähr Abends um
10 Uhr an. Die Regierung war eben v rsammelt und
vernahm, wie zahlreiche Staffele» zum Storchen kamen, und wie
dort auf die jeweilen anlangen Nachrichten laute Hallo'S
ausgebracht werden. Sie dachte daher, «S könnte möglicherweise,
wenn SiegeSnachrichten der Schwarzen einlangen, in Freiburg
sogleich losgeschlagen werden, und eS könnte daher gut sein,
jedenfalls noch einige Truppen aufzubieten, um stets zur Hülfe
bereit zu sein. Der RegierungSralh wird untersuchen, ob die
Regierung von Freiburg sich dazu bequemen wird, die Kosten
zu übernehmen. Ich zweifle daran, daß fie es rechtlich schuldig

sei. Auch ist zu bemerken, daß die Aufgebote nicht einzig
wegen Freiburg geschahen, denn ein halbes Bataillon Infanterie,

1 Kompagnie Kavallerie und 1 Kompagnie Artillerie
wäre keine große Macht gewesen, wenn eS in der Stadt EtwaS
gegeben hätte. Ich trage darauf an, Sie möchten die Anträge
deS RegierungSratheS^unverändert annehmen.

Abstimmung.
Für den ersten Antrag deS RegierungSraiheS Handmehr.

„ „ zweiten „ „
Für Annahme deS dritten Antrages mit

oder ohne Abänderung 150 Stimmen.
Denselben zu streichen 33 „
Für den Antrag des Herrn Blösch 67 „
Dagegen 122 „

Herr Präsident. ES wir sich nun fragen, ob
Jemand Verlängerung der Sitzung wünsche. Weitere Vorträge
liegen zwar keine vor. — — Wenn Niemand Verlängerung
beantragt, so erkläre ich die außerordentliche Sitzung für
geschlossen. Ich danke den Mitgliedern für den zahlreichen
Besuch und wünsche Allen glückliche Heimreise.

Schluß der außerordentlichen Sitzung Nachmittags 3'/« Uhr.

Für die Redaktion:
K. Sl i ä r e r.
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